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Stand: Entwurf; September 2024   

1. Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit  
gemäß § 3 (1) BauGB  
zu den Vorentwürfen der 263. FNP-Änderung und des Bebauungsplans Nr. III/O 17 

  

Am 21.02.2023 hatte die Öffentlichkeit im Rahmen eines Unterrichtungs- und Erörterungs-
termins in der Mensa des Schulzentrums Heepen die Gelegenheit, sich über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zu informieren 
und Fragen zu den Planungen zu stellen. Der Vermerk über den Unterrichtungs- und Erörte-
rungstermin ist nachfolgend beigefügt (siehe S. A - 9 ff.). Zusätzlich konnten die Unterlagen 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planungen in der Zeit vom 13.02.2023 bis ein-
schließlich 03.03.2023 in der Bauberatung des Bauamts der Stadt Bielefeld, im Bezirksamt 
Heepen sowie im Internet eingesehen werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind zu den allgemeinen Zielen 
und Zwecken der Planung Äußerungen vorgebracht worden. Die im Rahmen des Unterrich-
tungs- und Erörterungstermins gestellten Fragen konnten teilweise bereits im Rahmen der 
Veranstaltung beantwortet werden. Zu einzelnen Fragestellungen lagen zum Stand Vorent-
wurf noch keine hinreichenden Kenntnisse vor, so dass eine Prüfung im Zuge des weiteren 
Verfahrens zugesichert wurde – hierzu wird auf die nachfolgenden Erläuterungen sowie die 
ausführliche Darlegung zum Umgang mit den jeweiligen Aspekten im Rahmen der vorliegen-
den Bauleitplanung in der Begründung verwiesen.  
Es liegen darüber hinaus drei schriftliche Stellungnahmen vor. Die vorgetragenen Anregun-
gen, Hinweise etc. der ergänzend eingegangenen Stellungnahmen beziehen sich aus-
schließlich auf den Bebauungsplan Nr. III/O 17, die 263. Änderung des Flächennutzungs-
plans wird von diesen Stellungnahmen nicht berührt. 
 
Im Folgenden sind die planungsrelevanten Äußerungen und Stellungnahmen aus der Öffent-
lichkeit einschließlich der noch zu prüfenden Fragestellungen aus dem Unterrichtungs- und 
Erörterungstermin zusammengefasst mit der jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung dar-
gestellt. 
 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-
se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

1 zum Vermerk 

über den Unter-

richtungs- und 

Erörterungstermin 

am 21.02.2023 

Fragestellungen etc. im Zusammenhang 

mit der verkehrlichen Erschließung des 

Wohngebiets: 

- Bentruperheider Weg (Zusatzverkehre, 

Befahrbarkeit bei parkenden Kfz, 

geplanter Ausbau)  

- Schleichverkehre nach Süden 

- Anschluss an das Wohngebiet Rote 

Erde 

Die grundlegenden Fragen zur verkehr-

lichen Anbindung des Plangebiets sind 

durch ein Fachbüro geprüft und mit dem 

städtischen Fachamt abgestimmt wor-

den. Darüber hinaus sind in einer Ver-

kehrsuntersuchung die Auswirkungen 

der planbedingt hinzukommenden Ver-

kehre im umliegenden Straßennetz un-

tersucht worden. Zu den Einzelheiten 

wird auf die Begründung (Kapitel 5.3), 

das Erschließung- und Entwässerungs-

konzept sowie die Verkehrsuntersu-

chung verwiesen. 

Hinsichtlich der in der Veranstaltung an-

gesprochenen Themen lässt sich aus 

diesen Untersuchungs- und Abstim-

mungsergebnissen für den Bentruperhei-

der Weg als Haupterschließungsstraße 

zusammenfassen, dass innerhalb des 

Plangebiets ein Ausbau erforderlich wird. 

Dieser sieht nach den einschlägigen 

Regelwerken eine für den Begegnungs-

fall Lkw/Pkw hinreichend breite Fahr-

bahn, mindestens einen einseitigen Geh-
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Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-
se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

weg sowie einen ergänzenden Rand-

streifen vor, in dem Stellplätze für im 

Straßenraum parkende Kfz und be-

pflanzte Grünflächen kombiniert werden 

sollen. Für die Fortführung aus dem 

Plangebiet heraus nach Norden hat die 

Bestandsanalyse im Rahmen der Ver-

kehrsuntersuchung keinen weiteren 

Handlungsbedarf ergeben. Die Straße 

weist dort bereits einen typischen Wohn-

straßenquerschnitt mit einer 7 m breiten 

Fahrbahn und beidseitig geführten Geh-

wegen auf. In der Verkehrsuntersuchung 

ist bestätigt worden, dass der zur Verfü-

gung stehende Verkehrsraum aller für 

die Erschließung des neuen Wohnge-

biets relevanten Straßen sowie des im 

Plangebiet auszubauenden Abschnitts 

des Bentruperheider Wegs in der Lage 

ist, die bei Umsetzung des Plangebiets 

zukünftig insgesamt zu erwartenden Ver-

kehre problemlos aufzunehmen. Eine 

leistungsfähige Verkehrsabwicklung und 

sichere Verkehrsführung für alle Ver-

kehrsteilnehmer kann sichergestellt wer-

den. 

 

Die geplante untergeordnete Erschlie-

ßung für den westlichen Teil des Plange-

biets über die Verlängerung der Straße 

Rote Erde wurde geprüft. Unter Berück-

sichtigung der bereits im Bebauungsplan 

Nr. III/H 8 vorbereiteten Anbindung in 

Richtung Süden soll eine durchgehende 

Verbindung aber auf Bebauungsplan-

ebene nicht unterbunden werden. Zu be-

denken ist an dieser Stelle auch, dass 

sonst für diese Planstraße eine Pkw-

Wendemöglichkeit im vorliegenden Plan-

gebiet zu Lasten von Baumöglichkeiten 

vorzusehen wäre. Darüber hinaus wer-

den die Flächen auch für die Führung 

der Entwässerungskanäle benötigt. 

Es ist aber grundsätzlich vorstellbar, die 

Durchlässigkeit für den allgemeinen Kfz-

Verkehr zu unterbinden – dies soll im Zu-

ge der Umsetzung geprüft werden. 

Eine Durchlässigkeit für Rettungs- und 

Versorgungsfahrzeuge sowie für Radfah-

rer und Fußgänger ist aber auf jeden Fall 

städtebaulich sinnvoll und sollte auch in 

diesem Fall beibehalten werden.  

 

Eine Ableitung der Verkehre aus dem 

Plangebiet in südliche Richtung ist nicht 

vorgesehen, da insbesondere die Brücke 
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Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-
se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

über den Ostring nicht für den Begeg-

nungsverkehr geeignet ist. Insofern ist, 

auch unter Berücksichtigung des aktuel-

len Verkehrsgeschehens auf dem Ben-

truperheider Weg, die Notwendigkeit 

einer Aufrechterhaltung dieser in Rich-

tung Süden bestehenden Verbindung 

geprüft worden. Nach den Ergebnissen 

der Verkehrsuntersuchung sowie der 

schalltechnischen Prüfung des planindu-

zierten Verkehrslärms können die Er-

schließungsverkehre vollständig in nörd-

liche Richtung abgeleitet werden, so 

dass aus städtebaulicher Sicht eine Er-

schließung des Plangebiets auch ohne 

eine Durchfahrt in südliche Richtung ver-

tretbar erfolgen kann. Im Sinne der Ver-

besserung der allgemeinen Verkehrssi-

cherheit hat das zuständige Fachamt da-

her vorgeschlagen, die Durchfahrt aus/in 

Richtung Bechterdisser Straße für den 

motorisierten Verkehr insgesamt zu un-

terbinden. Die Klärung diesbezüglicher 

Detailfragen ist nicht Gegenstand der 

vorliegenden Bauleitplanung. 

  Berücksichtigung des Verkehrslärms von 

der A2 im Schallgutachten 

Der von der A2 ausgehende Verkehrs-

lärm ist in die Berechnungen des Schall-

gutachtens zum Verkehrslärm mit einge-

flossen. Die insgesamt in die Ermittlun-

gen des Verkehrslärms eingegangen 

Daten sind in Kapitel 3 des Gutachtens 

tabellarisch zusammengefasst (s. dort).  

  Auswirkung der Regenrückhalteflächen 

auf umliegende Brunnen 

Innerhalb des Plangebiets sowie in des-

sen Umkreis von 300 m sind der Stadt 

nur wenige Brunnen bekannt, die noch 

nicht als stillgelegt vermerkt worden sind. 

Ggf. genutzt werden innerhalb des Plan-

gebiets ein Brunnen im Westen (Am Nie-

dernbruch) sowie Brunnen südöstlich 

des Plangebiets am Bentruperheider 

Weg beidseits des Ostrings (zwei Trink- 

und vier Brauchwasserbrunnen). Ergän-

zend zu den bereits im Rahmen der Ver-

anstaltung erfolgten Erläuterungen hat 

das eingebundene Fachbüro bestätigt, 

dass Auswirkungen des Regenrückhalte-

beckens auf diese Brunnen nicht zu er-

warten sind. 

2 Stellungnahme, 

Schreiben vom 

26.02.2023 

 

Es wird um Überprüfung bzgl. der ge-

planten Gebäude im westlichen Teil, die 

hinter den Häusern Rote Erde Nr. 60 bis 

66 gebaut werden sollen, gebeten. Das 

südlich der Häuser Rote Erde 60 und 62 

geplante Gebäude soll I-II-geschossig 

Vermutlich handelt es sich bei der Stel-

lungnahme um ein Missverständnis. Im 

Plangebiet ist im Anschluss an das Be-

standsgebiet Rote Erde eine Fortführung 

der kleinteiligen Baustrukturen mit ein- 

bis zweigeschossigen Gebäuden und 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-
se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

werden, während die im Osten anschlie-

ßenden Häuser nur eingeschossig ge-

plant sind. Gerade das letzte Haus vor 

dem „Wald“ höher zu gestalten als die 

davor befindlichen Gebäude dürfte auf-

grund des zu erwartenden Schattenwurfs 

insbesondere auf den schützenswerten 

alten Baumbestand wenig sinnvoll sein. 

Angeregt wird, für alle in der Reihe ge-

planten Häuser eine eingeschossige 

Bauweise vorzugeben, wie dies auch bei 

den angrenzenden Bestand der Fall ist. 

Man würde sich sehr freuen, wenn der 

Vorschlag umgesetzt werden könnte. 

geneigten Dächern/Satteldächern ge-

plant. Dabei werden keine unterschied-

lichen Geschossigkeiten geregelt. Diese 

Konzeption liegt auch den zum Entwurf 

daraus abgeleiteten planungsrechtlichen 

Regelungen zugrunde. 

 

Allgemein ist anzumerken, dass die Vor-

gabe der maximalen Zahl der Vollge-

schosse bei gleichzeitiger Festsetzung 

von Trauf- und Firsthöhen hinsichtlich 

der städtebaulichen Wirkung eine eher 

untergeordnete Bedeutung hat. Durch 

Festsetzung einer zweigeschossigen Be-

bauung werden z. B. auch in ihrer Wir-

kung 1½-geschossige Gebäude, die eine 

familiengerechte Obergeschossnutzung 

zulassen, planungsrechtlich abgedeckt. 

Mit diesem Ziel wird im vorliegenden 

Bebauungsplan auch für die betreffende 

Teilfläche WA 8 eine maximale Zweige-

schossigkeit bei Trauf- und Firsthöhen 

von ca. 4,8 m bzw. 10 m vorgegeben. 

Dabei werden Abstände von mindestens 

rund 18 m zu den in der Stellungnahme 

angesprochenen nördlich liegenden 

Wohnhäusern berücksichtigt.  

Für die in der Stellungnahme angespro-

chenen Nachbargrundstücke gelten die 

Regelungen des Bebauungsplans Nr. 

III/H 8 – dort werden ebenfalls maximal 

zwei Vollgeschosse bei maximalen First-

höhen von 10,5 m zugelassen. Insofern 

werden im vorliegenden Bebauungsplan 

Nr. III/O 17 mindestens vergleichbare 

Regelungen bei hinreichend großen Ab-

ständen zur Bestandsbebauung getrof-

fen. Eine nachbarschaftsverträgliche 

Umsetzung der hinzukommenden Be-

bauung kann sichergestellt werden. 

3 Stellungnahme, 

Schreiben vom 

17.02.2023 

Es wird mitgeteilt, dass dort ein Wasser-

schutzgebiet vorhanden ist. 

Die vorliegenden Bauleitpläne erfassen 

keine Wasserschutzgebiete. Das nächst-

gelegene Wasserschutzgebiet liegt über 

4,5 km entfernt (Trinkwasserschutzge-

biet Oerlinghausen-Helpup-Asemissen). 

Eine Betroffenheit kann ausgeschlossen 

werden. 

4 Stellungnahme 

einer Anwalts-

kanzlei im Auf-

trag von Mandan-

ten mit Flächen-

eigentum im 

Plangebiet, 

Schreiben vom 

Es wird der Wunsch geäußert, das ca. 

3.600 m² große Grundstück im westli-

chen Teilbereich des Bebauungsplange-

biets mit weiteren drei Mehrfamilienhäu-

sern (4 bis 5 Wohneinheiten) zu be-

bauen. Die Kubatur sollte in etwa dem 

Bestandsgebäude entsprechen (hierzu 

wird auf entsprechend beigefügte Fotos 

Die Plankonzeption ist für den Bereich 

zwischen Planstraße 3 und der Straße 

Am Niedernbruch zum Entwurf fortent-

wickelt worden. In diesem Rahmen ist 

auch der Wunsch nach einer Bebauung 

auf dem einbezogenen Bestandsgrund-

stück mit aufgegriffen worden. Die Be-

bauung mit kleineren Mehrfamilienhäu-
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Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-
se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

09.02.2023 verwiesen). Aus Sicht der Einwender 

würde sich die Bebauung mit drei weite-

ren Mehrfamilienhäusern städtebaulich 

gut in die Planung einfügen. Insbesonde-

re wird dazu auf das direkt angrenzende 

Grundstück, auf dem auch vier Mehr-

familienhäuser geplant sind, verwiesen. 

sern kann dort, auch mit Blick auf das im 

Rahmen der Konzeptfortschreibung auf 

der westlich benachbarten Fläche er-

möglichte größere Bauvolumen, einen 

besseren Übergang zu den kleinteiligen 

Einzel- und Doppelhausgrundstücken 

bilden. 

5 Stellungnahme 

einer Anwalts-

kanzlei im Auf-

trag von Mandan-

ten mit Flächen-

eigentum im 

Plangebiet, 

Schreiben vom 

29.08.2024 

Hinweis: 

Das Schreiben ist außerhalb des im Februar/März 2023 durchgeführten frühzeitigen 

Beteiligungsverfahrens bei der Stadt Bielefeld eingegangen. Es wird im Sinne der 

Vollständigkeit im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung ausgewertet. 

Im Auftrag der Mandantschaft wird um 

Prüfung weiterer Baumöglichkeiten auf 

einem Grundstück im Plangebiet gebe-

ten. Es wird in diesem Zusammenhang 

darauf hingewiesen, dass Gehölzbe-

stand auf der betreffenden Fläche deut-

lich schmaler ist, als dies im Rahmen-

plan dargestellt ist. Deshalb ist es nicht 

nachvollziehbar, warum auf diesen 

Grundstücksflächen nicht noch drei Bau-

fenster ausgewiesen werden (s. beige-

fügte Skizze). Der Mandantschaft ist 

daran gelegen, dass auch auf diesem 

Grundstück entsprechende Baufenster 

eingerichtet werden. Die Strategie der 

Stadt, möglichst verdichtet Wohnraum zu 

schaffen, unterstützt diesen Anspruch. 

Die Einwände des Umweltamts im Hin-

blick auf einen Erhalt des Baumbestands 

sind nachvollziehbar. Der Gehölzbestand 

kann aber auch dadurch berücksichtigt 

werden, dass dieser auf die tatsächliche 

gewachsene Breite im Bestand begrenzt 

wird und nicht auf die komplette Grund-

stücksfläche. 

Um das Projekt ungestört voranzubrin-

gen, wäre es schön, wenn der Wunsch 

der Mandantschaft noch berücksichtigt 

werden könnte. Es lässt sich sicherlich 

auch jetzt eine vernünftige Lösung im 

Sinne aller Beteiligten finden. 

 

 
 

Die in der Stellungnahme dargelegte 

Einschätzung hinsichtlich der tatsächli-

chen Ausdehnung der Gehölzstrukturen 

wird in diesem Umfang nicht geteilt. Die 

grundlegenden Strukturen sind im Zuge 

der Planvorarbeiten im Jahr 2019 einge-

messen und kartiert worden, der Ab-

gleich mit dem Luftbild aus dem Jahr 

2020 zeigt, dass davon abweichend eini-

ge Gehölze im Bereich der Bestandsbe-

bauung offenbar im Zuge von Baumaß-

nahmen auf dem Grundstück entfernt 

worden sind. Trotz allem ist der vorhan-

dene Gehölzbestand deutlich ausge-

prägter als in der Stellungnahme darge-

legt, wie auch der Abgleich mit dem ak-

tuell verfügbaren Luftbild (2023) belegt. 

Zur sicheren Bewertung ist der Gehölz-

bestand in diesem Bereich im Septem-

ber 2024 nochmals eingemessen wor-

den. Diese Einmessung wird den Fest-

setzungen im Bebauungsplanentwurf 

und der darauf basierenden Eingriffsbi-

lanzierung zugrunde gelegt. 

 

Bei den Gehölzstrukturen handelt es sich 

nach Rücksprache mit dem Fachpla-

nungsbüro ganz im Westen angrenzend 

zum Wald um Eichen, Eschen und Wei-

den. Diese bilden eine Einheit mit den 

Waldrandstrukturen und den nördlich in 

das Plangebiet hineinreichenden Kro-

nentraufen, die aus naturschutzfachli-

cher Sicht auf jeden Fall erhalten werden 

sollten. Die Gehölze an der nördlichen/ 

nordöstlichen Grundstücksgrenze beste-

hen aus Hainbuchen mittleren Alters so-

wie aus Hasel und Holunder, die z. T. 

noch weit nach Süden in das Grundstück 

hineinreichen. Im Vergleich zum westli-

chen Baumbestand besitzen diese eine 

etwas geringere Wertigkeit. Nach Rück-

sprache mit dem Umweltamt wäre ein 

Erhalt der Gehölze grundsätzlich zu be-
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-
se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

fürworten, da es sich um räumlich und 

ökologisch prägende Gehölzstrukturen 

handelt, die Aufwertung des Wohnum-

felds hierdurch unterstützt werden kann 

und grundlegende Vorteile gegenüber 

ersetzender Neuanpflanzungen gesehen 

werden.  

Gleichwohl kann auch der Wunsch einer 

ergänzenden Bebauung im Sinne einer 

flächensparenden Nachverdichtung 

nachvollzogen werden. Da es sich bei 

den betreffenden Gehölzen nicht um ge-

schützte Landschaftsbestandteile o. Ä. 

handelt, wird daher in Abwägung der Be-

lange eine Kompromisslösung vorge-

schlagen. Unter Berücksichtigung der 

geringeren Wertigkeit der Gehölze im 

Osten soll eine Bauoption im nordöstli-

chen Grundstücksbereich mit verkehrli-

cher Anbindung durch Verlängerung der 

Planstraße nach Süden ermöglicht wer-

den. Die überbaubare Grundstücksfläche 

wird analog zur Bestandsbebauung mit 

Maßen von 15 m x 18 m gefasst. Zusam-

men mit den zulässigen Trauf- und First-

höhen von ca. 6,8 m/11 m kann je nach 

Detailplanung dort ein Bauvorhaben mit 

3 Wohnungen je Einzelhaus bzw. 2 

Wohnungen je Doppelhaushälfte umge-

setzt werden. Die überbaubaren Flächen 

werden so gefasst, dass ein ergänzen-

der Baukörper auf dem Grundstück so 

platziert werden kann, das eine kleine 

innere Platzsituation möglich ist.  

An einem Erhalt der Gehölze im Westen 

wird unter Berücksichtigung ihrer Wertig-

keit und der Übergangsgestaltung zur 

Waldfläche, die auch als schutzwürdige 

Biotopinsel/Trittsteinbiotop dient, festge-

halten.  

Die vorgeschlagene Lösung stellt im 

Rahmen der Abwägung aus Sicht der 

Stadt eine verträgliche Berücksichtigung 

der betroffenen Umweltbelange und der 

vorgetragenen privaten Belange dar. 
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Vermerk Unterrichtungs- und Erörterungstermin  

Die vorgetragenen planungsrelevanten Äußerungen der Öffentlichkeit sind zusammen-
gefasst und in gekürzter Form sowie thematisch geordnet im Vermerk über diesen Termin 
wiedergegeben. 
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2. Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung  
der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB  
zu den Vorentwürfen der 263. FNP-Änderung und des Bebauungsplans Nr. III/O 17 

 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 (1) BauGB mit 
Schreiben vom 10.02.2023 um Stellungnahme bis zum 24.03.2023 gebeten. In der folgen-
den Tabelle werden die eingegangenen Stellungnahmen mit der jeweiligen Stellungnahme 
der Verwaltung dargestellt. 
 
Aufgrund der zeitgleichen Durchführung der Verfahrensschritte sind i. W. zu beiden Planver-
fahren (263. FNP-Änderung und Erstaufstellung des Bebauungsplans Nr. III/O 17) Stellung-
nahmen vorgetragen worden. Eine „Trennung“ der Stellungnahmen zu den einzelnen Plan-
verfahren ist daher nicht immer hinreichend möglich. Soweit erforderlich, wird somit in den 
einzelnen Stellungnahmen der Verwaltung bzw. bei der Berücksichtigung der vorgetragenen 
Hinweise und Anregungen in der Planung auf ihre Bedeutung für das jeweilige Planverfahren 
eingegangen. 
 

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

1 Untere Natur-

schutzbehörde,  

Schreiben des 

Umweltamts vom 

14.04.2023 

Es wird mitgeteilt, dass grundsätzliche 

Bedenken gegen eine Bebauung dieses 

reich strukturierten Raum seitens der un-

teren Naturschutzbehörde zurückgestellt 

werden, da im Rahmen der gesamtstäd-

tischen Analyse zum Wohnraumbedarf 

zur Neuaufstellung des Regionalplans 

der Bereich des Bebauungsplans als ge-

eignet eingestuft wurde.  

Die Zurückstellung der grundlegenden 

fachbehördlichen Bedenken vor dem 

Hintergrund der im (zwischenzeitlich 

wirksam gewordenen) Regionalplan 

OWL als Allgemeiner Siedlungsbereich 

(ASB) festgelegten Fläche wird zur 

Kenntnis genommen. Eine Inanspruch-

nahme der vorrangig für eine derartige 

(Wohn-)Siedlungsentwicklung vorgese-

henen und hierfür verfügbaren Fläche ist 

angesichts des fortbestehenden sehr 

hohen Wohnraumbedarfs in Bielefeld 

auch weiterhin geboten.  

  Im Rahmen der faunistischen Kartierung 

wurden 26 Brutvogelarten, davon 3 pla-

nungsrelevante Arten nachgewiesen. 

Dies zeigt die Bedeutung des Gebiets für 

die Avifauna. Daher sollten im weiteren 

Verfahren bedeutsame Einzelbäume und 

Gehölzstrukturen kartiert, in die Planung 

integriert und zum Erhalt festgesetzt wer-

den. 

 

Der Bebauungsplan wird zu erheblichen 

Eingriffen in Natur und Landschaft 

führen: 

- Die Eingriffsbewertung ist nach der 

„Numerischen Bewertung von Biotop-

typen“ der LANUV durchzuführen. Art, 

Umfang und Lage der Ausgleichsflä-

chen ist vor der Fertigstellung der Ent-

wurfsunterlagen für die Beteiligung der 

politischen Gremien mit der unteren 

Naturschutzbehörde abzustimmen.  

- Der Ausgleich sollte im Nahbereich des 

Bebauungsplangebiets, zumindest 

möglichst im Stadtbezirk Heepen 

Die geforderte artenschutzrechtliche Un-

tersuchung ist erfolgt; sie wird den Plan-

unterlagen zum Entwurf beigefügt.  

Im Rahmen der faunistischen Kartierun-

gen wurden auch entsprechende Ge-

hölz- und Gebäudekontrollen durchge-

führt. Die Gebäudekontrollen ergaben 

keine Hinweise auf das Vorkommen pla-

nungsrelevanter Arten. Bei den Gehölz-

kontrollen wurden insgesamt fünf Struk-

turen nachgewiesen (Baumhöhlen/-spal-

ten und Nistkästen im Nordosten des 

Plangebiets), die für Fledermäuse, wie 

den potenziell im Gebiet vorkommenden 

Kleinabendsegler, als potenzielle Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten relevant 

sein können. Darüber hinaus sind Nach-

weise planungsrelevanter Vogelarten im 

nördlichen Randbereich des Bestands-

grundstücks Am Niedernbruch Nr. 8 so-

wie am Waldrand im Westen des Plan-

gebiets erfolgt. Betroffen sind nach den 

Ergebnissen der Artenschutzprüfung je-

weils eine Fortpflanzungsstätte des Feld-
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

durchgeführt werden. Hierbei sind 

Maßnahmen in dem südlich verblei-

benden Landschaftsraum zu bevorzu-

gen. So könnten straßenbegleitende 

Gehölzstrukturen mit Sukzessionsflä-

chen (Streuobstwiesen, Gehölzgrup-

pen mit vorgelagerten Sukzessionsflä-

chen, straßenbegleitende Allee u. ä.) 

südlich der Straße Am Niedernbruch 

vorgesehen werden. Mit einer solchen 

Maßnahme würde gleichzeitig auch der 

Ortsrand landschaftsgerecht gestaltet.  

 

Da im Plangebiet planungsrelevante Vo-

gelarten und relevante Strukturen für 

Fledermäuse nachgewiesen worden 

sind, ist im weiteren Verfahren ein Arten-

schutzgutachten zu erstellen, in dem die 

artenschutzrechtlichen Vermeidungs-

maßnahmen beschrieben werden. 

Diese Maßnahmen sind als Festsetzun-

gen gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB in den 

Bebauungsplan aufzunehmen. Zudem 

sind die Vermeidungsmaßnahmen ana-

log den Bestimmungen des § 17 (4) 

BNatSchG (naturschutzrechtliche Ein-

griffsregelung) im Hinblick auf Art, Um-

fang, Lage und Herstellungszeitpunkt 

konkret zu planen und im Umweltbericht 

und im Artenschutzfachbeitrag darzule-

gen. Darüber hinaus ist die Bereitstel-

lung der zur Umsetzung von Maßnah-

men notwendigen Flächen und die 

dauerhafte Sicherung der Flächen und 

Maßnahmen notwendig. Die erforderli-

chen Maßnahmen sind vorab mit der un-

teren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

 

sperlings und des Stars. 

Diese betroffenen Strukturen liegen – mit 

Ausnahme der Waldrandstrukturen im 

Westen sowie von vier Einzelbäumen in 

der neu geplanten Grünanlage, die je-

weils zum Erhalt festgesetzt werden – in 

Bereichen der geplanten Regenrückhal-

tung bzw. von potenziellen Bauflächen. 

Da für die betroffenen Arten/Strukturen 

grundsätzlich auch die Möglichkeit zur 

Schaffung von Ersatzstrukturen in Frage 

kommt, wird für diese betroffenen Gehöl-

ze von einer Erhaltungsbindung abgese-

hen. Um im Rahmen der Planumsetzung 

die artenschutzrechtlichen Verbotstat-

bestände zu überwinden, werden vom 

Gutachterbüro Vermeidungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen durch die Schaffung 

von Ersatzstrukturen sowie durch Maß-

nahmen im Zusammenhang mit der Bau-

feldfreimachung benannt, die, soweit er-

forderlich, im Bebauungsplan als spezifi-

sche Artenschutzmaßnahmen gemäß 

§ 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzt werden 

und darüber hinaus im Zuge der Umset-

zung zu beachten sind.  

 

Auf Grundlage des Bebauungsplan-Ent-

wurfs ist eine detaillierte Eingriffs-/Aus-

gleichsbilanzierung erfolgt und mit der 

unteren Naturschutzbehörde abgestimmt 

worden.  

Hinsichtlich möglicher Ausgleichsflächen 

im Stadtgebiet hatten die Projektentwick-

ler bereits frühzeitig im Verfahren poten-

ziell verfügbare Flächen vorgeprüft. 

Plangebietsnahe Flächen bzw. Flächen 

innerhalb des Stadtbezirks waren zum 

damaligen Zeitpunkt absehbar nicht ver-

fügbar, so dass für einen fach- und sach-

gerechten Ausgleich der planbedingten 

Eingriffe in Abstimmung mit der unteren 

Naturschutzbehörde nur auf Flächenpo-

tenziale außerhalb des Stadtbezirks zu-

rückgegriffen werden kann. Für den Aus-

gleich der planbedingt verursachten Ein-

griffe ist es den Projektentwicklern gelun-

gen, Teilflächen in der Gemarkung 

Lämershagen-Gräfinghagen als geeig-

nete Kompensationsflächen zu sichern. 

Hierzu sind nach grundlegender Abstim-

mung mit der unteren Naturschutzbehör-

de über die Eignung der Flächen bzw. 

Maßnahmen auch entsprechende privat-

rechtliche Vereinbarungen zur verbindli-

chen Sicherung der Flächen bereits ge-
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

troffen worden. 

  Der Investor hat die für den Ausgleich 

und für die artenschutzrechtlichen Ver-

meidungsmaßnahmen notwendigen Flä-

chen für das gesamte Plangebiet dauer-

haft bereitzustellen und diese Maßnah-

men auf seine Kosten herzustellen und 

zu finanzieren. Er kann sich dafür auch 

Flächen Dritter bedienen. Dies ist eben-

falls dauerhaft rechtlich zu regeln. Nähe-

res ist im weiteren Verfahren über einen 

städtebaulichen Vertrag abschließend zu 

regeln, der vor dem Satzungsbeschluss 

abgeschlossen sein muss. 

Der Hinweis auf erforderliche vertragli-

che Regelungen etc. zur dauerhaften Si-

cherung der Maßnahmen wird zur Kennt-

nis genommen und beachtet. Entspre-

chend notwendige vertragliche Verein-

barungen zwischen Stadt und Investor 

werden im weiteren Verfahren mit der 

Fachbehörde abgestimmt und vor Sat-

zungsbeschluss geregelt. 

  Zu „Allgemeine Ziele und Zwecke“ Kap 3 

c): Nach der derzeitig vorliegenden Pla-

nung wird das gesamte Plangebiet aus 

dem Geltungsbereich des Landschafts-

plans entfallen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men und in die Planunterlagen aufge-

nommen. 

  Zu Anlage C: 

Der vorgesehene Umfang und Detaillie-

rungsgrad der Umweltprüfung ist ausrei-

chend. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

Umfang und Detaillierungsgrad der Um-

weltprüfung ausreichend sind. Der Um-

weltbericht ist auf dieser Grundlage zum 

Entwurf ausgearbeitet worden. 

   Zusammenfassend sind die Anregungen 

und Hinweise in der Entwurfsplanung 

vom Grundsatz her aufgegriffen worden. 

Ein Erhalt aller aus Sicht des Artenschut-

zes relevanter Gehölzstrukturen inner-

halb des Plangebiets ist allerdings nicht 

möglich; ihr Funktionsverlust kann aber 

durch geeignete Ersatzmaßnahmen 

kompensiert werden. Auf Grundlage der 

zum Entwurf weiterentwickelten Planung 

sollen die Planverfahren zur 263. FNP-

Änderung und zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 17 fortgeführt werden. 

2 Untere Abfallbe-

hörde und untere 

Bodenschutzbe-

hörde,  

Schreiben des 

Umweltamts vom 

14.04.2023 

Im weiteren Verlauf der Planungen ist 

ein Bodenmanagementkonzept zu erstel-

len. Dies soll für die Phasen der Baureif-

machung sowie der Erschließungsarbei-

ten Mengen und Verbleib von aus- und 

eingebauten Böden im Plangebiet dar-

stellen. Ziel ist die frühzeitige Klärung 

von Zwischenlagermöglichkeiten, eine 

hohe Verwertungsquote sowie die Scho-

nung von Deponieraum. Grundlage ist 

u. a. das Kreislaufwirtschaftsgesetz 

(KrWG) bzw. die dort festgeschriebene 

Abfallhierarchie (Verwertung vor Beseiti-

gung). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. Sie betrifft die Umsetzungs-

ebene und wird zur umfassenden Infor-

mation an die Bauausführenden weiter-

geleitet. Im Rahmen der Bauleitplanung 

wird kein weiterer Handlungsbedarf ge-

sehen. 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

3 Untere Wasser-

behörde, 

Schreiben des 

Umweltamts vom 

14.04.2023 

Das Entwässerungskonzept ist zum 

nächsten Beteiligungsschritt vorzulegen 

und frühzeitig mit dem Umweltamt ab-

zustimmen. 

Im Entwässerungskonzept ist darzule-

gen, wie das Niederschlagswasser zu-

rückgehalten, versickert und einem Ge-

wässer zugeleitet wird. Dabei sind Maß-

nahmen zur wassersensiblen Stadtent-

wicklung entsprechend des Klimaanpas-

sungskonzepts der Stadt Bielefeld zu 

berücksichtigen und zu konkretisieren. 

Folgende Hinweise sind zu beachten: 

- Eine Mischkanalisation (s. Seite B-27) 

sollte ausgeschlossen werden. 

- Durch ein Gutachten ist zu klären, in 

wie weit ggf. zumindest Anteile der 

anfallenden Niederschläge auch mit 

technischen Hilfsmitteln wie Mulden-

Rigolen-System versickert werden 

können. 

- Nach dem 2020 in Kraft getretenen Ar-

beitsblatt DWA-A 102/BWK-A 3-3 

(Deutsche Vereinigung für Wasserwirt-

schaft, Abwasser und Abfall und Bund 

der Ingenieure für Wasserwirtschaft, 

Abfall und Kulturbau) ist das Nieder-

schlagswasser von Hof und Verkehrs-

flächen mit DTV > 300 oder > 50 

Wohneinheiten in die Kategorie II (mä-

ßig belastet) einzustufen. Daher ist vor 

der Zuleitung zum neu zu errichtenden 

RRB im Plangebiet auch eine Regen-

klärung vorzusehen. Eine (teilweise) 

Versickerung über straßenbegleitende 

Mulden würde die Anforderungen an 

die Niederschlagswasserbehandlung 

auch erfüllen. 

Eine ausreichend große Fläche für die 

Regenrückhaltung und Regenklärung 

(„Flächen für die Abfall- und Abwasser-

beseitigung, einschließlich der Rückhal-

tung und Versickerung von Nieder-

schlagswasser…“, § 9 (1) Nr. 14 BauGB) 

ist bis zur TÖB-Beteiligung festzusetzen. 

Die Stellungnahme betrifft das Planver-

fahren zum Bebauungsplan Nr. III/O 17.  

 

Die Vorplanungen der entwässerungs-

technischen Erschließung sind durch ein 

Fachplanungsbüro parallel zum Bebau-

ungsplanverfahren erfolgt. 

Die Entwässerung des Plangebiets ist in 

Trennkanalisation geplant. In diesem Zu-

sammenhang soll ein im Bentruperheider 

Weg verlaufender Mischwasserkanal im 

Zuge der Erschließungsmaßnahmen für 

das Wohngebiet in einen Schmutzwas-

serkanal umgewidmet werden. 

Nach den Ergebnissen eines im Zuge 

der Erschließungsplanungen eingeholten 

Baugrundgutachtens ist eine Versicke-

rung von Niederschlagswasser nicht 

möglich bzw. wird seitens des Gutachter-

büros aufgrund der angetroffenen Un-

tergrund- und Grundwasserverhältnisse 

nicht empfohlen (nicht versickerungsfä-

hige Lehm- und Tonböden, temporär 

sehr hoch anstehendes Grundwasser 

sowie Vernässungen ggf. bis in den Be-

reich der Geländeoberfläche bei länge-

ren und/oder ergiebigen Niederschlä-

gen). Das aus dem Plangebiet anfallen-

de Niederschlagswasser (Baugrundstü-

cke, Verkehrsflächen) soll daher über die 

Regenwasserkanalisation und außerhalb 

des Plangebiets vorhandene Regenrück-

haltebecken dem Oldentruper Bach und 

einem Nebengewässer der Windwehe 

zugeführt werden.  

Vor Einleitung des im östlichen Plange-

biet anfallenden Niederschlagswassers 

ist zur Drosselung des Abflusses ein 

Regenrückhaltebecken vorzuschalten, 

das im Nordosten des Plangebiets auf 

Grundlage der erfolgten Berechnungen 

des Fachbüros festgesetzt wird. 

 

Das Erschließungs- und Entwässerungs-

konzept zum Bebauungsplan Nr. III/O 17 

liegt der Fachbehörde vor. 

  Die Änderung der wasserrechtlichen Er-

laubnis gemäß § 8 WHG für die Einlei-

tungsstelle E8/36 ist rechtzeitig vor Bau-

beginn bei der unteren Wasserbehörde 

einzureichen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men. 

  Im Hinblick auf Starkregenereignisse ist 

darzulegen, wie sich die Abflussverhält-

nisse verändern und welche Maßnah-

men ggf. erforderlich sind, um Gefahren 

Im Rahmen der Entwässerungsvorpla-

nungen ist bei der Dimensionierung des 

Regenrückhaltebeckens zusätzliches 

Volumen für die Aufnahme von Stark-
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 
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Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

abzuwenden. regenereignissen berücksichtigt worden. 

Darüber hinaus werden Möglichkeiten 

gesehen, die Verkehrs- und Grünflächen 

so zu gestalten, dass oberflächlich ab-

fließende Niederschläge bei einer Über-

lastung der Regenwasserkanalisation in 

die östlichen Grünflächenbereiche bzw. 

in den Seitengraben des Ostrings (der 

bereits seit dem Bau der Straße als Vor-

flut für das oberflächig abfließende Nie-

derschlagswasser der westlich anliegen-

den Fläche dient) gelenkt werden. Hier-

für ist es auch erforderlich, entsprechen-

de Notwasserwege zur Querung des ge-

planten Fuß-/Radwegs und der Lärm-

schutzwand einzuplanen. Hiervon unbe-

nommen können die vorgegebenen 

Gründächer eine Rückhaltung von Nie-

derschlagswasser begünstigen, gleiches 

gilt für die im Rahmen der Umsetzung in-

nerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen 

vorgesehenen straßenbegleitenden 

Grünstreifen.  

Im Bebauungsplan wird zudem innerhalb 

des Kernquartiers zur Vermeidung von 

Überflutungen bei Starkregenereignissen 

Mindestbauhöhe des Erdgeschossfußbo-

dens geregelt. Die jeweils festgesetzten 

Mindesthöhen orientieren sich an der ge-

planten Höhenlage der Verkehrsflächen, 

die darauf ausgerichtet ist, Niederschlä-

ge im Starkregenfall in Richtung der 

Grünflächen und des Regenrückhaltebe-

ckens zu lenken. 

Weitergehende Detailfragen hinsichtlich 

einer möglichen Fließwegegestaltung 

sind im Zuge des weiteren Planverfah-

rens noch zu klären. 

   Zusammenfassend werden die inhaltli-

chen Anregungen in Bezug auf den Be-

bauungsplan in den Planunterlagen wie 

dargelegt aufgegriffen. Das Planverfah-

ren soll auf Grundlage der zum Entwurf 

weiterentwickelten Planung fortgeführt 

werden. 

4 Untere Denkmal-

schutzbehörde, 

Schreiben vom 

17.03.2023 

In Anlage 8 „Allgemeine Ziele und Zwe-

cke“ sollte der Punkt 5.9 durch folgenden 

Textbaustein ausgetauscht werden: 

Bau- und Bodendenkmalschutz 

Die Belange der Denkmalpflege gemäß 

§ 1 (5) BauGB und § 1 DSchG NRW 

werden nicht berührt, da sich im Plange-

biet zurzeit keine eingetragenen Bau- 

und Bodendenkmäler befinden. 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenk-

Der Hinweis betrifft das Planverfahren 

zum Bebauungsplan Nr. III/O 17. Es wird 

zur Kenntnis genommen, dass die Be-

lange der Denkmalpflege nicht berührt 

sind. 

Ein grundlegender Hinweis auf die ge-

setzlichen Vorgaben zum Umgang mit 

Bodendenkmälern in Verbindung mit 

weitergehenden fachlichen Hinweisen 

des LWL (s. lfd. Nr. 12) wird in die Plan-
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Stellungnahme der Verwaltung 

mäler (kultur- und/oder naturgeschichtli-

che Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Grä-

ben, Einzelfunde aber auch Veränderun-

gen und Verfärbungen in der natürlichen 

Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spal-

ten, aber auch Zeugnisse tierischen und/ 

oder pflanzlichen Lebens aus erdge-

schichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die 

Entdeckung von Bodendenkmälern ist 

der Stadt/Gemeinde als Untere Denk-

malbehörde und/oder der LWL-Archäolo-

gie für Westfalen/Außenstelle Bielefeld 

(Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 

0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39; E-

Mail: lwl-archaeologie-bieiefeld@lwl.org) 

unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte 

Bodendenkmal und die Entdeckungsstät-

te sind bis zum Ablauf von einer Woche 

nach der Anzeige unverändert zu belas-

sen, wenn nicht die‘0bere Denkmalbe-

hörde die Entdeckungsstätte vorher frei-

gibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 

gestattet. Die Obere Denkmalbehörde 

kann die Frist verlängern, wenn die 

sachgerechte Untersuchung oder die 

Bergung des Bodendenkmals dies erfor-

dern und dies für die Betroffenen zumut-

bar ist (§ 16 (2) DSChG NRW). Gegen-

über der Eigentümerin oder dem Eigen-

tümer sowie den sonstigen Nutzungsbe-

rechtigten eines Grundstücks, auf dem 

Bodendenkmäler entdeckt werden, kann 

angeordnet werden, dass die notwendi-

gen Maßnahmen zur sachgemäßen Ber-

gung des Bodendenkmals sowie zur Klä-

rung der Fundumstände und zur Siche-

rung weiterer auf dem Grundstück vor-

handener Bodendenkmäler zu dulden 

sind (§ 16 (4) DSChG NRW). 

unterlagen aufgenommen. Darüber hin-

aus ist mit Blick auf den angeregten 

Textbaustein jedoch festzuhalten, dass 

es im Rahmen der Bauleitplanung aus-

reichend ist, auf geltende landesrecht-

liche Regelungen des Denkmalschutzge-

setzes allgemein aufmerksam zu ma-

chen. Einer ausführlichen Wiedergabe 

des Gesetzestextes bedarf es hierzu 

nicht. 

 

  In Anlage C „Umfang und Detaillierungs-

grad der Umweltprüfung“ sollte unter „2. 

Ziele des Umweltschutzes und gesetzli-

che Grundlagen“ auf das neue Denkmal-

schutzgesetz des Landes Nordrhein-

Westfalen (DSchG NRW) Bezug genom-

men werden (s. S. 4). 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men und in die Planunterlagen aufge-

nommen. 

5 Landesbetrieb 

Straßenbau 

NRW, 

Regionalnieder-

lassung OWL, 

Schreiben vom 

28.02.2023 

Es wird mitgeteilt, dass aufgrund der ört-

lichen Lage des Plangebiets gegen die 

vorliegenden Bauleitplanung seitens der 

Straßenbauverwaltung keine grundsätzli-

chen Bedenken bestehen. 

Jedoch muss die Sicherheit und Leichtig-

keit im Zuge der L 787 und der Knoten-

punkte gewährleistet sein. 

Die Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte 

ist im Zuge der Verkehrsuntersuchung 

mit betrachtet worden. Vorliegend betrifft 

dies unter Berücksichtigung der geplan-

ten Erschließung den Knotenpunkt des 

Kusenwegs mit dem Ostrings. Nach den 

Ergebnissen des Gutachterbüros haben 

die planbedingt erzeugten Verkehre kei-
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se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

Um weitere Beteiligung im Verfahren 

wird gebeten. 

ne verkehrstechnisch relevanten Auswir-

kungen auf den Verkehrsablauf an die-

sem Knotenpunkt. 

Dem Wunsch nach einer weiteren Betei-

ligung im Rahmen der vorliegenden Bau-

leitplanverfahren wird nachgekommen. 

6 Bezirksregierung 

Detmold/Dez. 33, 

2 Schreiben vom 

24.03.2023 

FNP 

Es wird mitgeteilt, dass die vorgelegte 

Planung hinsichtlich der Belange der 

Agrarstruktur, der allgemeinen Landes-

kultur, des Immissionsschutzes (nur Ach-

tungsabstände nach KAS-18), des 

Grundwasserschutzes, des Hochwasser-

schutzes und des kommunalen Abwas-

sers geprüft wurde. Es bestehen nach-

folgende Bedenken: 

 

 

  Hinweise des Dezernats 54 (Wasserwirt-

schaft): 

Die Ableitung und Behandlung des zu-

sätzlich anfallenden Schmutzwassers im 

Plangebiet müssen spätestens bei der 

Aufstellung des Bebauungsplans ab-

schließend geklärt sein. 

Zu Dezernat 54: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen. Es ist insofern davon auszuge-

hen, dass die vertretenen wasserwirt-

schaftlichen Belange der 263. FNP-Än-

derung nicht entgegenstehen. Hinsicht-

lich der auf Bebauungsplanebene erfor-

derlichen Prüfungen, Nachweise etc. im 

Hinblick auf den Umgang mit anfallen-

dem Schmutzwasser wird auf die nach-

folgenden Erläuterungen der Verwaltung 

zum Bebauungsplan verwiesen. 

  Bedenken und Hinweise des Dezernats 

32 (Bezirksplanungsbehörde): 

Das regionalplanerische Anpassungsver-

fahren gemäß § 34 LPlG muss für die 

vorbereitende Bauleitplanung noch 

durchgeführt werden. Ein Abschluss die-

ser Bauleitplanung kann erst nach einem 

positiven Ausgang dieses Anpassungs-

verfahrens erfolgen. Aus den vorgenann-

ten Gründen werden daher vorsorglich 

Bedenken gegen die Bauleitplanung er-

hoben. Es wird darauf hingewiesen, dass 

eine entsprechende regionalplanerische 

Anpassung gemäß § 34 LPlG aus dieser 

Stellungnahme nicht hergeleitet werden 

kann. (Stand: 08.03.2023) 

Zu Dezernat 32: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men. Die landesplanerische Anfrage 

wurde im Mai 2023 gestellt; die Bezirks-

regierung Detmold hat mit Schreiben 

vom 18.08.2023 mitgeteilt, dass bzgl. der 

263. FNP-Änderung keine raumord-

nungsrechtlichen Bedenken bestehen. 

   

B-Plan 

Es wird mitgeteilt, dass die vorgelegte 

Planung hinsichtlich der Belange der 

Agrarstruktur, der allgemeinen Landes-

kultur, des Immissionsschutzes (nur Ach-

tungsabstände nach KAS-18), des 

Grundwasserschutzes, des Hochwasser-
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Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

schutzes und des kommunalen Abwas-

sers geprüft wurde.  

Es bestehen nachfolgende Bedenken: 

 

 

 

  Bedenken und Hinweise des Dezernats 

54 (Wasserwirtschaft): 

Es werden Bedenken gegen die Entwäs-

serungsplanung erhoben. Die Entwässe-

rung des Plangebiets wird in den Unter-

lagen wage erläutert aber nicht konkret 

dargestellt.  

Auszug aus den Erläuterungen: 

Schmutz- und Regenwasserbeseitigung  

Die Entwässerung im Plangebiet ist im 

weiteren Verfahren zu klären und mit 

den jeweiligen Fachbehörden abzustim-

men. Die Entwässerung des Plangebiets 

soll voraussichtlich in Trennkanalisation 

erfolgen. 

Es erfolgen keine abschließenden Anga-

ben zur Ableitung und Behandlung des 

anfallenden Schmutz- und Nieder-

schlagswassers. Selbst die Art der Ent-

wässerung, hier eine Entwässerung im 

Mischwasser- oder im Trennsystem, wird 

nicht klar angegeben. Erst wenn zur 

Entwässerung des Schmutz- und Nieder-

schlagswassers konkrete Aussagen im 

Planverfahren getroffen wurden, kann 

eine Stellungnahme erfolgen. 

Zu Dezernat 54: 

Die grundlegend geäußerte Kritik an 

noch fehlenden Details der Entwässe-

rungsplanung wird dem Planungsstand 

Vorentwurf nicht gerecht. Der Vorentwurf 

dient in diesem mehrstufigen Planverfah-

ren, wie dargelegt, zunächst der grundle-

genden Abstimmung zu Aspekten der 

Plankonzeption und der Ermittlung der 

jeweils betroffenen und weitergehend zu 

prüfenden Belange. Auf dieser Grundla-

ge können und müssen noch keine voll-

ständigen Aussagen hinsichtlich einer 

Entwässerungskonzeption vorliegen.  

Die grundlegenden Fragen zum Umgang 

mit anfallendem Schmutz- und Regen-

wasser sind unter Zugrundelegung der 

fortgeschriebenen Plankonzeption durch 

ein Fachbüro erarbeitet und mit dem zu-

ständigen städtischen Fachamt abge-

stimmt worden. Das Plangebiet soll 

grundsätzlich im Trennsystem entwäs-

sert werden. Die Planunterlagen werden 

um entsprechend weitergehende Inhalte 

zur geplanten Gebietsentwässerung er-

gänzt, zudem wird den Planunterlagen 

das Erschließung- und Entwässerungs-

konzept beigefügt. Die Bezirksregierung 

wird im Verfahren weiter beteiligt. 

  Bedenken und Hinweise des Dezernats 

32 (Bezirksplanungsbehörde): 

Das regionalplanerische Anpassungsver-

fahren gemäß § 34 LPlG muss für die 

vorbereitende Bauleitplanung noch 

durchgeführt werden. Ein Abschluss die-

ser Bauleitplanung kann erst nach einem 

positiven Ausgang dieses Anpassungs-

verfahrens erfolgen. Aus den vorgenann-

ten Gründen werden daher vorsorglich 

Bedenken gegen die o. a. Bauleitpla-

nung erhoben. Es wird darauf hingewie-

sen, dass eine entsprechende regional-

planerische Anpassung gemäß § 34 

LPlG aus dieser Stellungnahme nicht 

hergeleitet werden kann. 

Zu Dezernat 32: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men. Die landesplanerische Anfrage 

wurde im Mai 2023 gestellt; die Bezirks-

regierung Detmold hat mit Schreiben 

vom 18.08.2023 mitgeteilt, dass bzgl. der 

263. FNP-Änderung keine raumord-

nungsrechtlichen Bedenken bestehen. 

7 Landwirtschafts-

kammer NRW, 

Schreiben vom 

Es bestehen gegen die vorliegende Pla-

nung aus landwirtschaftlicher Sicht er-

hebliche Bedenken. 

Die Stellungnahme betrifft die Planver-

fahren zur 263. FNP-Änderung und zum 

Bebauungsplan Nr. III/O 17. 
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Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

21.03.2023 Von der überplanten Fläche werden ak-

tuell rund 5,5 ha landwirtschaftlich be-

wirtschaftet, zum überwiegenden Anteil 

seit rund 40 Jahren von einem kleinen, 

Schafe haltenden Betrieb aus Heepen 

mit einer Gesamtfläche von etwas mehr 

als 3 ha LF. Dieser verliert somit rund 

90 % seiner bisher bewirtschafteten Flä-

che. Die sich daraus ergebende Proble-

matik für den Bestand des Betriebs ist 

offensichtlich. Ohne entsprechende be-

triebsnahe Ersatzflächen steht die Exis-

tenz des Betriebes auf dem Spiel. Auf-

grund des weiterhin fortschreitenden Flä-

chenverbrauchs stehen diese, wenn 

überhaupt, jedoch nur in sehr begrenz-

ten Umfang zur Verfügung und führen 

nur zu einer Verschiebung des Prob-

lems. Mangels „freier“ Flächen müssten 

eventuelle Ersatzflächen wiederum an-

deren landwirtschaftlichen Betrieben ent-

zogen werden und dann dort fehlen. 

Zu Schafe haltender Betrieb: 

Der Hinweis auf die Betroffenheit des 

Schafe haltenden Betriebs ist zu relati-

vieren. Wie auch der Landwirtschafts-

kammer bekannt ist, wurde das Pacht-

verhältnis seitens der Flächeneigentü-

merin bereits im Jahr 2019 gekündigt. 

Eine weitere Nutzung der Flächen durch 

den Betrieb wird seither im Einverneh-

men mit der Eigentümerin geduldet. An-

sprüche bzgl. Ersatzflächen etc. auf-

grund der Inanspruchnahme der Flächen 

für die vorliegende Baulandentwicklung 

können hieraus aber nicht abgeleitet 

werden. 

  Sollte an der Planung dennoch festge-

halten werden, ist aus landwirtschaftli-

cher Sicht folgender Hinweis zu beach-

ten: 

Ggf. notwendige externe Kompensa-

tionsmaßnahmen sind so zu gestalten, 

dass keine wertvollen Flächen dauerhaft 

aus der landwirtschaftlichen Nutzung 

entzogen werden. Zu deren Verortung 

verweise ich auf die im Regionalplanent-

wurf OWL 2020 dargestellten landwirt-

schaftlichen Kernzonen. Gemäß den dort 

festgelegten Grundsätzen sind die als 

landwirtschaftliche Kernzonen ausgewie-

senen Bereiche insbesondere dann von 

flächenhaften Naturschutz- bzw. Kom-

pensationsmaßnahmen oder auch Neu-

aufforstungen freizuhalten, wenn es sich 

um besonders fruchtbare Standorte han-

delt. Gemäß Grundsätzen des Landes-

entwicklungsplans gilt dies grundsätzlich 

bei Flächen mit mehr als 55 Bodenpunk-

ten. Ergänzend hierzu wird ebenfalls auf 

die Karte der schutzwürdigen Böden des 

Geologischen Dienstes NRW verwiesen. 

Darüber hinaus ist vorrangig eine ökolo-

gische Aufwertung bereits bestehender 

nicht landwirtschaftlich genutzter Le-

bensraumstrukturen zu überprüfen, wie 

z. B. die Aufwertung artenarmer Nadel-

holzbestände, die Entwicklung von vor-

handenen Brachflächen oder Entsiege-

lung von Baubrachen. Bei Rückgriff auf 

Kompensation: 

Die Hinweise bzgl. der Verortung von 

Kompensationsmaßnahmen werden zur 

Kenntnis genommen. Entsprechende 

Maßnahmen können grundsätzlich nur 

auf naturschutzfachlich geeigneten so-

wie eigentumsrechtlich langfristig ver-

fügbaren Flächen umgesetzt werden. 

Eine vorrangige Prüfung von nicht land-

wirtschaftlich genutzten Flächen ist im 

BauGB jedenfalls nicht gefordert. 

Die Projektentwickler haben mit einem 

Flächeneigentümer in der Gemarkung 

Lämershagen-Gräfinghagen entspre-

chende vertragliche Vereinbarungen zur 

Umsetzung der erforderlichen Maßnah-

men getroffen. Diese Maßnahmen um-

fassen u. a. naturschutzfachliche Auf-

wertungen durch Umwandlung von 

Acker- in Grünlandflächen und in eine 

Streuobstwiese, Waldumbau von Fich-

ten- in Laubholzbestände und die Ergän-

zung einer bestehenden Streuobstwiese. 

Angesichts der fachlichen Zustimmung 

durch die untere Naturschutzbehörde 

werden diese Maßnahmen insgesamt als 

sachgerecht bewertet, um die mit der 

Planung verursachten Eingriffe zu kom-

pensieren. Hinsichtlich weiterer Einzel-

heiten zu den Maßnahmen wird auf den 

Umweltbericht verwiesen. 
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Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

landwirtschaftliche Flächen sind die Aus-

gleichsmaßnahmen bevorzugtermaßen 

in weniger wertvollen „Randbereichen“ 

zu platzieren, wie bspw. bei Maßnahmen 

zur Umsetzung der WRRL entlang von 

Gewässern oder auf ungünstig geschnit-

tenen Stückländereien. 

   Zusammenfassend werden die Beden-

ken und Anregungen zur Kenntnis ge-

nommen. Eine Inanspruchnahme von 

landwirtschaftlichen Nutzflächen zur 

Schaffung zusätzlichen Wohnraums so-

wie in einem vertretbaren Umfang zur 

Umsetzung von hierdurch notwendigen 

Ausgleichmaßnahmen ist mit Blick auf 

den weiterhin erheblichen Wohnungsbe-

darf im Stadtgebiet nicht zu vermeiden. 

Eine besondere Betroffenheit einzelner 

Landwirte kann jedoch bislang nicht fest-

gestellt werden. Auf Grundlage der zum 

Entwurf weiterentwickelten Planungen 

sollen die Planverfahren zur 263. FNP-

Änderung und zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 17 fortgeführt werden. 

8 Deutsche Tele-

kom Technik 

GmbH, 

2 Schreiben vom 

15.03.2023 

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 

folgt Stellung: 

Gegen die vorgelegte 263. Änderung 

des Flächennutzungsplanes der Stadt 

Bielefeld. 

Im Planbereich befinden sich Telekom-

munikationslinien der Telekom, die aus 

dem beigefügten Lageplan ersichtlich 

sind. Diese versorgen die vorhandene 

Bebauung. Die Belange der Telekom – 

z. B. das Eigentum der Telekom, die un-

gestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre 

Vermögensinteressen – sind betroffen. 

Ich gehe davon aus, dass die Telekom-

munikationslinien punktuell gesichert, 

aber unverändert in ihrer Trassenlage 

verbleiben können. Der Bestand und der 

Betrieb der vorhandenen TK-Linien müs-

sen weiterhin gewährleistet bleiben. Eine 

weitergehende Stellungnahme wird von 

uns im Zuge der Vorlage des Bebau-

ungsplans abgegeben. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen, Handlungsbedarf im Rahmen 

der 263. FNP-Änderung besteht nicht. 

Ergänzend wird auf die Behandlung der 

Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 17 verwiesen (s. nachfolgend). 

  Gegen den vorgelegten Bebauungsplan 

Nr. III/O17 „Wohnen westlich des Ost-

rings, beidseits des Bentruperheider We-

ges“ bestehen grundsätzlich keine Ein-

wände. 

Im Planbereich befinden sich Telekom-

munikationslinien (TK-Linien) der Tele-

kom, die aus dem beigefügten Lageplan 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen und berücksichtigt. 

Soweit auf Grundlage der zur Verfügung 

gestellten Planunterlagen erkennbar ist, 

werden neben den innerhalb der erfass-

ten öffentlichen Straßen verlegten 

Hauptversorgungsleitungen einzelne 

Hausanschlüsse erfasst. Zur Sicherung 



A - 24 
 

 
Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

ersichtlich sind. Diese versorgen die vor-

handene Bebauung. Die Belange der Te-

lekom – z. B. das Eigentum der Tele-

kom, die ungestörte Nutzung ihres Net-

zes sowie ihre Vermögensinteressen – 

sind betroffen. 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese 

TK-Linien in ihrem Bestand und in ihrem 

weiteren Betrieb gefährdet sind. Die Auf-

wendungen der Telekom müssen bei der 

Verwirklichung des Bebauungsplans so 

gering wie möglich gehalten werden. 

Deshalb wird gebeten, die Belange der 

Telekom wie folgt zu berücksichtigen: 

Der Bestand und der Betrieb der vorhan-

denen TK-Linien müssen weiterhin ge-

währleistet bleiben. Deshalb wird darum 

gebeten, konkrete Maßnahmen so auf 

die vorhandenen TK-Linien abzustim-

men, dass eine Veränderung oder Ver-

legung der TK-Linien vermieden werden 

kann. Bei der Bauausführung ist darauf 

zu achten, dass Beschädigungen der 

vorhandenen TK-Linien vermieden wer-

den und aus betrieblichen Gründen (z. B. 

im Falle von Störungen) der ungehinder-

te Zugang zu den TK-Linien jederzeit 

möglich ist. Insbesondere müssen Abde-

ckungen von Abzweigkästen und Kabel-

schächten sowie oberirdische Gehäuse 

soweit frei gehalten werden, dass sie ge-

fahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelzieh-

fahrzeugen angefahren werden können. 

Es ist deshalb erforderlich, dass sich die 

Bauausführenden vor Beginn der Arbei-

ten über die Lage der zum Zeitpunkt der 

Bauausführung vorhandenen TK-Linien 

der Telekom informieren. 

Die Kabelschutzanweisung der Telekom 

ist zu beachten. Weitere Kabelauskünfte 

sind unter der E-Mail-Adresse 

Planauskunft.West1@telekom.de oder 

im Internet unter 

https://trassenauskunftkabel.telekom.de 

erhältlich. 

dieser TK-Linien bedarf es keiner Rege-

lungen im Bebauungsplan.  

Darüber hinaus tangiert im Südosten der 

Abschnitt einer in Richtung Ostring 

außerhalb öffentlicher Verkehrsflächen 

verlaufenden TK-Linie den Geltungsbe-

reich. Dieser Abschnitt wird vorsorglich 

durch die Festsetzung eines Leitungs-

rechts im Bebauungsplan berücksichtigt. 

Alle weiteren mitgeteilten Hinweise sind 

im Zuge der Umsetzung zu beachten 

und werden zur umfassenden Informa-

tion an die Bauausführenden weiterge-

leitet. 
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Lfd. 
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Einwender 
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se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

  Auszug der beigefügten Lagepläne:  
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Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

  

 

 

9 Stadtwerke Biele-

feld GmbH, 

Schreiben vom 

29.03.2023 

Es wird mitgeteilt, dass die zu vertreten-

den Belange von den beabsichtigten 

Darstellungen/Festsetzungen der anste-

henden Bauleitplanung insoweit berührt 

werden, als dass planerische Festset-

zungen zur Sicherung der Versorgung 

getroffen werden müssen. 

 

Hierzu wird angeregt, die beiden im bei-

gefügten Plan gekennzeichneten Stand-

orte gemäß § 9 (1) Nr. 12 BauGB als 

Fläche für Versorgungsanlagen – Elek-

trizität – in der Größe von je 3,00 x 

5,00 m festzusetzen. 

 

Weiterhin wird ein Geh-, Fahr- und Lei-

tungsrecht für bestehende Versorgungs-

leitungen in privaten Flächen benötigt 

und angeregt, die im beigefügten Plan 

gekennzeichnete Fläche im Südosten 

des Plangebiets in voller Breite gemäß 

§ 9 (1) Nr. 21 BauGB zu Gunsten der 

Stadtwerke Bielefeld GmbH festzuset-

zen.  

 

Es wird gebeten, die im beigefügten Plan 

dargestellten Rohrtrassen einer Gas-

hochdruckleitung sowie eine Hauptwas-

serleitung gemäß § 9 (1) Nr. 13 BauGB 

als Führung von Versorgungsleitungen 

nachrichtlich darzustellen. 

 

Auszug des beigefügten Plans: 

Die Stellungnahme betrifft das Planver-

fahren zum Bebauungsplan Nr. III/O 17.  

 

Der Gebietsversorgung dienende Anla-

gen für Elektrizität in der genannten Di-

mension können in Baugebieten sowohl 

innerhalb als auch außerhalb der über-

baubaren Flächen auch ohne weiterge-

hende Regelungen im Bebauungsplan 

zugelassen werden. Für die Unterbrin-

gung derartiger Anlagen bestehen im 

Plangebiet hinreichend Möglichkeiten – 

von einer Flächenfestsetzung und kon-

kreten Verortung der Anlagen im Bebau-

ungsplan soll im Sinne der Flexibilität ab-

gesehen werden. Im Sinne der Klarstel-

lung wird aber die Errichtung entspre-

chender Anlagen inner- oder außerhalb 

der überbaubaren Flächen in den text-

lichen Festsetzungen berücksichtigt. Im 

Rahmen der späteren Gebietserschlie-

ßung verbleibt somit entsprechend Spiel-

raum, die erforderlichen Trafostationen 

bzgl. Anzahl, Lage und Größe bedarfs-

angepasst umzusetzen. 

 

Der vorhandene Leitungsbestand wird 

zur Kenntnis genommen, ist im Zuge der 

Umsetzung zu beachten und wird zur 

umfassenden Information an die Bau-

ausführenden weitergeleitet. 

Die mitgeteilten Gashochdruck- und 

Hauptwasserleitungen werden entspre-

chend dem beigefügten Lageplan ganz 

überwiegend innerhalb öffentlicher Ver-

kehrsflächen geführt und sind hierdurch 
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se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
 

 

bereits hinreichend gesichert. Eine wei-

tergehende planungsrechtliche Siche-

rung im Bebauungsplan gemäß § 9 (1) 

Nr. 13 BauGB ist insofern nicht erforder-

lich.  

Hiervon abweichend wird die Hauptwas-

serleitung im Südosten außerhalb des 

Bentruperheider Wegs weiter in Richtung 

Ostring geführt – dieser Abschnitt wird, 

wie anregt, durch die Festsetzung eines 

Leitungs-, Betretungs- und Unterhal-

tungsrechten zugunsten der Versorger 

gemäß § 9 (1) Nr. 21 BauGB im 

Bebauungsplan berücksichtigt. 

  Bezüglich der Bepflanzung im Plangebiet 

wird angeregt, das DVGW-Regelwerk 

(GW 125) zu beachten und sinngemäß 

in die Begründung aufzunehmen. Nach 

dem DVGW-Regelwerk (GW 125) bzw. 

dem „Merkblatt über Baumstandorte und 

unterirdische Ver- und Entsorgungsanla-

gen“ der Forschungsgesellschaft für 

Straßen- und Verkehrswesen ist bezüg-

lich Baumpflanzungen im Bereich vor-

handener Versorgungsleitungen gemäß 

Abschnitt 3.2 der genannten Richtlinie zu 

verfahren. Hieraus ist abzuleiten, dass 

bei Abständen von über 2,50 m zwi-

schen Baumstandort und Außenhaut der 

Versorgungsanlage i. d. R. keine Schutz-

maßnahmen erforderlich sind. Bei Ab-

ständen zwischen 1,00 m und 2,50 m ist 

der Einsatz von Schutzmaßnahmen vor-

zusehen (z. B. Einbau einer Wurzelsper-

re zum Schutz von Versorgungsleitun-

gen wie in der Vergangenheit praktiziert). 

Bei Abständen unter 1,00 m ist eine 

Ein entsprechender Hinweis wird zum 

Entwurf in die Planunterlagen aufge-

nommen. 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Baumpflanzung nur in Ausnahmefällen 

möglich. Bei dem Einbau der Wurzel-

sperre ist auf jeden Fall zu beachten, 

dass der Abstand von 0,30 m zwischen 

der Wurzelsperre und der Außenhaut der 

Versorgungsanlage nicht unterschritten 

wird (erforderlicher Arbeitsraum bei der 

Beseitigung von Störungen). Die ge-

nannten, auf Versorgungsleitungen an-

zuwendenden Kriterien gelten sinnge-

mäß auch für kreuzende Hausanschluss-

leitungen. 

  Raumwärmeversorgung: 

Es wird auf das Energiekonzept 2020 

der Stadt Bielefeld, seine Schwerpunkt-

ziele und den Ausbau klimafreundlicher, 

ressourcenschonender Wärmeversor-

gung hingewiesen. In diesem Zusam-

menhang wird angeregt, die Begründung 

um das Thema Wärmeversorgung zu 

ergänzen. Empfohlen wird, die Raum-

wärmeversorgung im Rahmen einer 

Machbarkeitsstudie mittels Wärmepum-

pen gegenüber einer Nahwärmeversor-

gung und anderen innovativen Versor-

gungskonzepten abzuwägen. Die Wirt-

schaftlichkeit ist im Falle von Kundenin-

teressen und sobald nähere Informatio-

nen zum Wärmebedarf vorliegen zu ge-

gebener Zeit zu prüfen. Hierzu wird mit-

geteilt, dass eine Gaserschließung nicht 

vorgesehen ist. 

 

Die Empfehlungen zur Raumwärmever-

sorgung werden zur Kenntnis genom-

men und sinngemäß in die Begründung 

aufgenommen.  

Die Beheizung der Gebäude mit fossilen 

gasförmigen und flüssigen Energieträ-

gern ist aufgrund des CO2-Ausstoßes 

nicht zukunftsweisend. Nach bisherigem 

Stand planen die Projektentwickler eine 

dezentrale Versorgung durch individuelle 

Wärmepumpen-Lösungen, die auf 

Grundlage des Bebauungsplans ebenso 

wie weitere innovative Versorgungskon-

zepte grundsätzlich umsetzbar sind. Auf-

grund der Rahmenbedingungen, der Ge-

bietsgröße und der angestrebten unter-

schiedlichen Wohnformen/Bautypologien 

sowie der grundlegenden Möglichkeiten 

einer optimierten Ausrichtung der Dach-

flächen für Solaranlagen stellt diese de-

zentrale Lösung nach Vorprüfung durch 

die Projektentwickler zum derzeitigen 

Stand die vorliegend am besten geeigne-

te Lösung dar. Entsprechende gute Indi-

viduallösungen können aber erst auf der 

nachgelagerten Umsetzungsebene für 

jedes Bauvorhaben einzeln geprüft wer-

den. Regelungen im Bebauungsplan 

werden hierzu nicht getroffen. Mit Blick 

auf die gerade im Energie- und Wärme-

bereich aktuell sehr dynamischen Ent-

wicklungen sollen die Spielräume für 

flexible Lösungsmöglichkeiten im Rah-

men der Bauleitplanung daher offenge-

halten werden. Insofern wird der Bedarf 

an einer Machbarkeitsstudie zum jetzi-

gen Zeitpunkt nicht als erforderlich ange-

sehen. Diese Empfehlung kann bei Be-

darf auf Ebene der Umsetzung aufgegrif-

fen werden. 

   Zusammenfassend werden die inhaltli-

chen Anregungen in Bezug auf den 
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Bebauungsplan in den Planunterlagen 

wie dargelegt aufgegriffen. Das Planver-

fahren soll auf Grundlage der zum Ent-

wurf weiterentwickelten Planung 

fortgeführt werden. 

10 moBiel GmbH,  

Schreiben vom 

22.03.2023 

Seitens der moBiel GmbH werden die 

Aufstellung des Bebauungsplans, die Er-

richtung eines neuen Wohngebiets und 

die bereits eingeplante Buswendeschlei-

fe für zukünftigen Busverkehr in Höhe 

Bentruperheider Weg/Am Niedernbruch 

begrüßt. 

 

Gebeten wird, folgende Anmerkungen 

zur aktuellen ÖPNV-Erschließung in 

Kapitel 5.4 „Verkehr und Erschließung“ 

zu ergänzen: 

In ca. 1 km nördlicher Entfernung befind-

et sich die Bushaltestelle „Werning“, 

welche durch die Buslinien 350 und 351 

erschlossen wird. Die Buslinien 350 und 

351 werden durch die go.on –Gesell-

schaft für Bus- und Schienenverkehr 

mbH (ab dem 24.07.2023 werden die 

Linien durch die BVO übernommen) ge-

fahren und verkehren zwischen Bielefeld 

Hbf und Bad Salzuflen bzw. Oerlinghau-

sen Bahnhof. Zusammen bieten diese 

Buslinien Montag-Samstag einen 30-Mi-

nutentakt in Richtung Bielefelder Innen-

stadt und an Sonn- und Feiertagen einen 

60-Minutentakt. 

 

Eine zukünftige Erschließung des neuen 

Wohngebiets wird mit der im Nahver-

kehrsplan beschriebenen Maßnahme 

„Erschließung Wohngebiet Rote Erde“ 

gesehen. Diese Maßnahme ist in Umset-

zungspriorität 2 vorgesehen und wird wie 

folgt beschrieben: 

Die Verlängerung bis zum Gebiet „Rote 

Erde“ erfolgt unabhängig von anderen 

Maßnahmen. Ggf. ist eine Abhängigkeit 

vom B-Plan Bentruperheider Weg wegen 

betrieblichen Zwängen (Wendemöglich-

keit) gegeben. 

Zunächst wird im Nahverkehrsplan die 

Linie 22 für eine Verlängerung in das 

Wohngebiet genannt; dies kann sich 

aber aufgrund von wechselnden planeri-

schen Voraussetzungen noch ändern. 

Neben der Buswendeschleife sind vor-

aussichtlich zwei weitere Haltestellen zur 

guten Erschließung des Gebiets erfor-

derlich: Eine im Norden an der Salzufler 

Die Stellungnahme betrifft das Planver-

fahren zum Bebauungsplan Nr. III/O 17 

und wird zur Kenntnis genommen. Die 

Begründung wird sinngemäß um die mit-

geteilten Hinweise zur derzeitigen 

ÖPNV-Versorgung des Siedlungsbe-

reichs ergänzt.  

Ebenso werden die Anregungen im Zu-

sammenhang mit der geplanten Verbes-

serung der ÖPNV-Anbindung nach dem 

Nahverkehrsplan aufgegriffen. Die 

grundlegenden Fragen zu Lage und Flä-

chenbedarfen der zusätzlichen Halte-

stellen und der Wendeanlage sind durch 

ein Fachplanungsbüro vorgeprüft, mit 

dem zuständigen städtischen Fachamt 

abgestimmt und im Bebauungsplan auf-

gegriffen worden. Die auf Höhe der Stra-

ße Am Niedernbruch geplante Wende-

schleife ist so dimensioniert, dass sie 

durch einen Gelenkbus genutzt werden 

kann. Neben einer (End-)Haltestelle in 

diesem Bereich wird innerhalb des Plan-

gebiets der Flächenbedarf für ein zusätz-

liches Haltestellenpaar am Bentruperhei-

der Weg zwischen den Einmündungen 

von Lübrasser Weg und der Straße Rote 

Erde und damit in räumlicher Nähe zum 

geplanten Quartiersplatz und den zentra-

len Gemeinbedarfsnutzungen berück-

sichtigt. Die darüber hinaus angeregte 

weitere Haltestelle im Norden an der 

Salzufler Straße/Ecke Bentruperheider 

Weg liegt außerhalb des vorliegenden 

Plangebiets und ist in Abhängigkeit vom 

Planungsfortschritt der späteren Bauge-

bietsumsetzung im Zusammenhang mit 

der weiteren Konkretisierung der Bus-

anbindung zu prüfen. 
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Straße/Ecke Bentruperheider Weg und 

eine weitere in der Nähe des geplanten 

Quartierplatzes etwa zwischen Lübras-

ser Weg und Samlandstraße. Hier ist 

auch bereits ein Servicepoint, Nahver-

sorgung und Carsharing im Vorentwurf 

des Gestaltungsplans vermerkt, das er-

gänzt sich gut mit dem geplanten ÖPNV-

Angebot. Die Einrichtung von Haltestel-

len sollte bei der Planung/Konzeption der 

öffentlichen Räume mit einbezogen wer-

den. 

Sobald eine genauer Zeithorizont für die 

Fertigstellung des Baugebiets feststeht, 

wird moBiel sich zusammen mit dem 

Aufgabenträger (dem Amt für Verkehr 

der Stadt Bielefeld) über eine Erschlie-

ßung (Festlegung der Linie, Taktung, po-

litische Beschlussfassung, Finanzierung 

usw.) austauschen und die Planung kon-

kretisieren. 

11 GASCADE Gas-

transport GmbH, 

3 inhaltlich identi-

sche Schreiben 

mit Datum vom 

23.02.2023, 

02.03.2023 und 

06.03.2023 

Es wird zu beiden Planverfahren mitge-

teilt, dass Anlagen zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt nicht betroffen sind. 

 

Im Hinblick auf mögliche externe Kom-

pensationsmaßnahmen wird darauf hin-

gewiesen, dass für eine Stellungnahme 

zu diesen externen Kompensationsflä-

chen entsprechende Planunterlagen vor-

zulegen sind. Eine Auflistung der Flurstü-

cke in der Begründung oder im Umwelt-

bericht ist nicht ausreichend. 

Die zu den Planverfahren der 263. FNP-

Änderung und zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 17 inhaltlich gleichlautenden Schrei-

ben werden zur Kenntnis genommen; 

Anlagen des Versorgungsträgers sind 

demnach nicht betroffen.  

Darüber hinaus werden die aus Sicht der 

Stadt notwendigen Informationen bzgl. 

der externen Kompensationsmaßnah-

men in die Entwurfsunterlagen aufge-

nommen. Diese sind für die Darlegung 

des vorgesehenen Umgangs mit dem 

planbedingt verursachten Eingriff im 

Rahmen der Bauleitplanung ausreichend 

und sachgerecht. Weitergehender Hand-

lungsbedarf im Rahmen der Bauleitpla-

nung wird nicht gesehen. 

12 LWL-Archäologie 

für Westfalen, 

Schreiben vom 

22.03.2023 

Das Plangebiet befindet sich in einem 

siedlungsgünstigen Bereich auf einer 

sanft Richtung Nordosten abfallenden 

Terrasse oberhalb des Oldentruper 

Bachs im Westen und des Brönninghau-

ser Bachs im Osten. In der Preußischen 

Uraufnahme von 1836-1850 ist zudem 

auf dem entsprechenden Gebiet bereits 

eine Konzentration von mehreren Einzel-

höfen zu sehen, welche heute teilweise 

noch an gleicher Stelle bestehen und die 

Siedlungsgunst des Areals unterstrei-

chen. 

Im ungünstigsten Fall könnte es somit 

während der Bauphase zur Entdeckung 

von Bodendenkmälern kommen. Die 

Die Hinweise betreffen das Planverfah-

ren zum Bebauungsplan Nr. III/O 17. Sie 

werden zur Kenntnis genommen und 

beachtet. Entsprechende Untersuchun-

gen sind vor/zu Beginn der Baureifma-

chung der Plangebietsflächen notwendig 

und betreffen damit die Umsetzungsebe-

ne. Der Bauleitplanung entgegenstehen-

de Belange leiten sich hieraus nicht ab, 

da ein Umgang mit ggf. auftretenden 

Bodendenkmälern grundsätzlich möglich 

und gesetzlich geregelt ist. Zur umfas-

senden Information wird ein Hinweis auf 

die archäologischen Untersuchungen in 

die Planunterlagen aufgenommen. 
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nach dem DSchG NRW dann zunächst 

erforderliche wissenschaftliche Untersu-

chung, um die aufgetretene Bodendenk-

malsubstanz umgehend festzustellen, zu 

dokumentieren und ggf. zu bergen, wür-

de unweigerlich zu aufschiebenden Wir-

kungen führen, die für das durchgeplante 

Bauvorhaben erhebliche Konsequenzen 

hätten, etwa zusätzliche Kosten durch 

Verzögerungen und Baustillstandzeiten. 

Auch ginge die weitere Untersuchung 

durch das Verursacherprinzip gemäß 

§ 27 (1) DSchG NRW zu Lasten des 

Vorhabenträgers. 

Um dies zu verhindern, schlagen wir fol-

gendes Vorgehen vor: 

Das Plangebiet kann im Vorfeld der Bau-

maßnahme durch gezielte Baggerschnit-

te auf das Vorhandensein von Boden-

denkmälern überprüft werden. Diese 

Überprüfung könnte durch Mitarbeiter/in-

nen des LWL-Archäologie durchgeführt 

werden, sofern der Vorhabenträger 

einen Bagger samt Fahrer zur Verfügung 

stellt. Für die Sondageschnitte muss 

zwingend ein Kettenbagger mit einer 

mindestens 2 m breiten Böschungs-

schaufel zum Einsatz kommen. 

Andernfalls kann die Untersuchung nicht 

durchgeführt werden. 

Durch dieses Vorgehen ließe sich bereits 

frühzeitig Planungssicherheit herstellen. 

Auf Grundlage der Ergebnisse der Sach-

standsermittlung würde sich abschlie-

ßend beurteilen lassen, ob bzw. inwie-

weit den jeweiligen Planungen Belange 

des Bodendenkmalschutzes entgegen-

stehen und eine planerische Rücksicht-

nahme und/oder weitergehende Ausgra-

bung, die ggf. aufgrund des Verursacher-

prinzips § 27 (1) DSchG NRW zu Lasten 

des Vorhabenträgers gehen würde, er-

forderlich machen. 

Beim Auftreten erhaltenswerter Boden-

denkmalsubstanz ist diese ggf. in-situ zu 

konservieren und/oder in den Neubau 

einzubeziehen. 

Es wird daher darum gebeten, dass sich 

der Vorhabenträger frühzeitig mit dem 

LWL-Archäologie in Verbindung setzt 

(LWL-Archäologie für Westfalen/Außen-

stelle Bielefeld, Am Stadtholz 24a, 33609 

Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50, E-Mail: 

lwl-archaeologie-bielefeld@lvvl.org). 
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13 Landesbüro der 

Naturschutzver-

bände NRW, 

Schreiben der 

Landesgemein-

schaft Natur-

schutz und Um-

welt NRW e. V. 

(LNU) vom 

24.03.2023 

1) Gebiets- und Vorhabenbeschreibung 

Zur Linderung des nach wie vor hohen 

Wohnraumbedarfs ist geplant, zwischen 

Heepen und Oldentrup ein 11,2 ha gro-

ßes, landwirtschaftlich genutztes Gebiet 

mit überwiegend Ackerflächen, teilweise 

Wiesenwirtschaft mit 220 Wohneinheiten 

in Einfamilien- Doppelhaus-, Ketten-, 

Mehrfamilienbauweise zu errichten, 

33 % davon öffentlich gefördert.  

Geografisch liegt das Gebiet im Ravens-

berger Hügelland in der Herforder Lias-

mulde, auf der die meisten Teile Hee-

pens stehen. Unmittelbar geologisch an-

stehend ist im Gebiet jedoch Schwemm-

sand und Grundmoräne aus der Saale-

eiszeit. Laut Bodenkarte NRW (geologi-

sche Dienste NRW) ist der schwache 

Boden mit einer Bodenwertzahl von 30-

45 Punkte bedingt versickerungsgeeig-

net. 

 

 
 

 
 

Im Regionalplan ist das Gebiet haupt-

sächlich als ASB ausgewiesen im süd-

Die umfassende Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. Die angesproche-

nen Themen betreffen vom Grundsatz 

her die Planverfahren zur 263. FNP-

Änderung und zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 17. In Teilen werden Inhalte aus 

den einzelnen Planunterlagen aber nicht 

zutreffend wiedergegeben oder missver-

ständlich interpretiert. Zu den im Einzel-

nen (unter den nummerierten Abschnit-

ten z. T. wiederkehrend) thematisierten 

Aspekten wird wie folgt Stellung genom-

men: 

 

Regionalplan, Flächeninanspruchnahme 

im Übergang zum freien Landschafts-

raum, Landschaftsplan und Biotopver-

bund 

Klarstellend wird in Bezug auf die Dar-

legung der Regionalplaninhalte darauf 

hingewiesen, dass das Planverfahren 

zur Neuaufstellung des Regionalplans 

OWL zwischenzeitlich abgeschlossen 

wurde. Im Rahmen der vorliegenden 

Bauleitplanungen ist somit ausschließlich 

der seit April 2024 wirksame Regional-

plan OWL relevant. Dieser sieht für den 

gesamten Siedlungsbereich im Umfeld 

des Plangebiets die Festlegung eines 

Allgemeinen Siedlungsbereichs (ASB) 

vor. Angesichts des fortbestehenden 

sehr hohen Wohnraumbedarfs im Stadt-

gebiet verfolgt die Stadt Bielefeld mit den 

vorliegenden Bauleitplanverfahren das 

wesentliche Ziel, die planungsrechtlichen 

und städtebaulichen Voraussetzungen 

hauptsächlich für Maßnahmen des Woh-

nungsbaus zu schaffen. Im Einklang mit 

den Zielen und Grundsätzen des Regio-

nalplans werden dafür im Sinne einer 

kompakten und flächensparenden Sied-

lungsentwicklung die nördlich und west-

lich vorhandenen und vollständig er-

schlossenen Wohnsiedlungsgebiete be-

darfsgerecht erweitert. Auf der überge-

ordneten Planungsebene wird hierfür die 

bisherige Darstellung einer Fläche für die 

Landwirtschaft in eine Wohnbaufläche 

geändert (s. 263. FNP-Änderung). Im 

Bebauungsplan Nr. III/O 17 werden i. W. 

verschiedenartige Wohnraumangebote 

sowie hierzu ergänzende Nutzungen im 

Rahmen eines allgemeinen Wohngebiets 

ermöglicht. Der Bebauungsplan Nr. 

III/O 17 wird damit aus den FNP-Darstel-

lungen entwickelt sein. 



A - 33 
 

 
Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

lichen Zipfel allerdings als landwirtschaft-

liche Fläche. Ebenso ist das Gebiet im 

Flächennutzungsplan als landwirtschaft-

liche Fläche ausgewiesen. 

 

 

2) Biotopverbundsystem 

 
 

 
 

 

Rechtlich geschützt ist das Gebiet zu-

nächst im Landschaftsplan Ost, der für 

das Plangebiet Erhaltung und Anreiche-

rung der Landschaft vorsieht. Auch 

raumordnungstechnisch hätte die Ver-

wirklichung des Plans in seiner Gänze 

negative Auswirkungen, da es keines-

wegs um eine Arrondierung der Sied-

lungsflächen geht, wie der Planentwurf 

beschreibt, sondern um eine Zerschnei-

dung der freien Landschaft mit der Folge 

zunehmender Zersiedlung und Ver-

breiung des Landschaftsraums.  

Südlich angrenzend liegt das Land-

schaftsschutzgebiet Ravensberger Hü-

gelland, welches dort die Stadtteile Ol-

dentrup und Heepen durch die geschütz-

te, freie Landschaft abgrenzt. 

Gleichzeitig dient dieses Gebiet als Bio-

topverbundspange im Biotopverbund 

Seitenbäche der Windwehe, deren wich-

tige Biotope Baderbachaue, Oldentruper 

Bach und Windweheaue diese Spange 

 

Das Plangebiet erfasst landwirtschaftlich 

genutzte, artenreichere Grünlandflächen 

mit verschiedenen, z. T. auch ökologisch 

wertvolleren Garten- und Gehölzstruktu-

ren sowie Streubebauung im Außenbe-

reich. Zentral durch das Plangebiet ver-

läuft der Bentruperheider Weg. Eine Ge-

mengelage (= überwiegend bebaute Ge-

biete mit einem bereits vorhandenen Ne-

beneinander von grundsätzlich unverein-

baren Nutzungen) kann vorliegend ent-

gegen den Ausführungen in der Stellung-

nahme aus städtebaulicher Sicht nicht 

gesprochen werden. Siedlungsstrukturell 

bildet der Ostring, der in weiten Teilen 

den Siedlungsraum in diesem Bereich 

vom freien Landschaftsraum abgrenzt, 

eine Zäsur. Das Plangebiet erstreckt sich 

ausschließlich westlich des Ostrings, 

schließt darüber hinaus südlich und öst-

lich unmittelbar an den wohngeprägten 

Siedlungsbereich an und arrondiert die-

sen damit. Die in der Stellungnahme kri-

tisierte Zerschneidung, Zersiedlung und 

Verbreiung des Landschaftsraums infol-

ge der Planung ist in der Form nicht 

nachvollziehbar und insofern zurückzu-

weisen. 

 

Verwiesen wird darüber hinaus mit Blick 

auf die aktuell gegebene Lage im Gel-

tungsbereich des Landschaftsplans auf 

die Stellungnahme der untere Natur-

schutzbehörde (s. lfd. Nr. 1, Schreiben 

des Umweltamts vom 14.04.2023). Dem-

nach wird eine Entwicklung des Bereichs 

mitgetragen, da er im Rahmen der ge-

samtstädtischen Analyse zum Wohn-

raumbedarf im Zug der Neuaufstellung 

des Regionalplans als geeignet einge-

stuft wurde; zudem wird das Plangebiet 

künftig aus dem Geltungsbereich des 

Landschaftsplans entfallen (bei Rechts-

kraft des Bebauungsplans).  

Hiervon unbenommen werden Schutzge-

biete insgesamt nicht erfasst, das LSG 

Ravensberger Hügelland erstreckt sich 

auf den Flächen südlich der Straße Am 

Niedernbruch, südwestlich des Bentru-

perheider Wegs sowie östlich des Ost-

rings. Die Plangebietsflächen sind auch 

kein Bestandteil des landesweit bedeut-

samen Biotopverbundsystems – Teile 

dieser Verbundflächen schließen mit der 

kleinen Waldfläche (naturschutzfachliche 
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vernetzt. Eine Bebauung würde in dieses 

wichtige Biotopverbundsystem sehr zum 

Nachteil eingreifen, insbesondere der 

südlich in das Landschaftsschutzgebiet 

hereinragende Zipfel. 

 

 

3) Schutzgut Tiere Pflanzen 

Das Plangebiet selbst ist geprägt durch 

eine artenarme Segetalflora, einige Vor-

warnlistearten wie z. B. Centaurea 

cyanus sind jedoch abundant. Im Übri-

gen finden sich einige schöne und erhal-

tenswerte Obstbäume und die übliche 

Gartenflora. Das westlich angrenzende 

Wäldchen (Biotop BK-3917-033) gehört 

zur oben erwähnten Biotopverbundspan-

ge und weist einen schönen Bestand von 

Stileichen und Buchen auf, es ist durch 

Laubbäume und eine anthropogen über-

prägte Krautschicht gekennzeichnet (Sil-

berblättrige Goldnessel, Efeu, Brombee-

re, Schneeglöcken aber auch Busch-

windröschen und Waldgoldstern am Ol-

dentruper Bach). Wie der Entwurf vor-

schlägt, wäre eine Optimierung dieses 

schutzwürdige Trittsteinbiotops wün-

schenswert. 

Das Gebiet stellt auch ein Jagdhabitat 

für Fledermäuse dar, mindestens für die 

Breitflügelfledermaus und die Zwergfle-

dermaus. Eine Artenschutzvorprüfung 

hat fünf Wohnbereiche identifiziert, ein 

Artenschutzfachbeitrag sollte Schutz-

maßnahmen vorschlagen. Das gleiche 

gilt für Brutbäume von Höhlenbrüter-

vögeln. 

 

 

4a) Schutzgut Klima: Klimaanpassung 

 

Bedeutung als schutzwürdige Biotopin-

sel/Trittsteinbiotop) westlich an das Plan-

gebiet an. Es war und ist jedoch – an-

ders als in der Stellungnahme dargelegt, 

nicht vorgesehen, Maßnahmen auf die-

sen angrenzenden, bereits ökologisch 

wertvolleren Flächen umzusetzen. In der 

Planung werden unter Berücksichtigung 

der Bestandsbebauung die in das Gebiet 

ragenden Gehölze im Randbereich die-

ser Gehölzstruktur zum Erhalt gesichert 

und damit wird entsprechend Abstand 

gewahrt. 

Im Zielkonzept Naturschutz wird der un-

mittelbar an den Siedlungsbereich an-

schließenden Fläche im Gegensatz zu 

den östlich des Ostrings und südwestlich 

anschließenden Flächen auch keine 

hohe Naturschutzfunktion zugewiesen. 

 

 

Artenschutz 

Die artenschutzrelevanten Belange sind 

durch ein Fachbüro untersucht worden; 

Details können dem Artenschutzfachbei-

trag entnommen werden, der den Ent-

wurfsunterlagen beigefügt ist. 

Im Ergebnis der Untersuchungen kommt 

es infolge der Planung im Zusammen-

hang mit der Beseitigung von Gehölzen 

zu einem Eingriff in Fortpflanzungsstät-

ten des Feldsperlings und des Stars. Um 

im Rahmen der Planumsetzung die ar-

tenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

zu überwinden, werden im Gutachten 

Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnah-

men (Schaffung von Ersatzstrukturen, 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

Baufeldfreimachung) benannt, die, so-

weit geboten, im Bebauungsplan als 

spezifische Artenschutzmaßnahmen 

gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzt 

werden. Eingriffe in den ebenfalls arten-

schutzrelevanten Randbereich des klei-

nen Wäldchens Am Niedernbruch wer-

den nicht ermöglicht, in das Plangebiet 

ragende Kronentraufbereiche der rand-

lichen Gehölze werden zum Erhalt ge-

sichert (s. o.). 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, 

dass ein Vorkommen der Breitflügelfle-

dermaus laut LANUV-Abfrage im Plan-

gebiet nicht zu erwarten ist. Hinsichtlich 

der Zwergfledermaus haben Untersu-

chungen der nicht mehr genutzten Ge-

bäude im Plangebiet 2019 und 2023 kei-
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Noch ist der gesamte besiedelte Stadtteil 

Heepens von Freilandbereichen umge-

ben, die, wie man an der Klimakarte 

NRW beobachten kann, dafür sorgen, 

dass nur die Kernbereiche Heepens 

stärker klimatisch belastet werden.  

Das Freilandklima ist ausgezeichnet 

durch kühle Nachttemperaturen, stärkere 

Windgeschwindigkeiten und ausgegli-

chenere Temperaturen.  

Durch die Besiedlung der freien Land-

schaft bis fast zum Siedlungsrand Ol-

dentrups hin ist diese günstige Situation 

bedroht.  

 

ne Hinweise auf das Vorkommen von 

Fledermäusen erbracht, so dass Konflik-

te mit Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

mit derzeitiger Kenntnis ausgeschlossen 

werden können.  

Darüber hinaus sind essenzielle Nah-

rungs-/Jagdhabitate planungsrelevanter 

Fledermaus- und Vogelarten insgesamt 

nicht betroffen. 

Zusammenfassend ist die angestrebte 

Wohngebietsentwicklung insofern mit 

den Belangen des Artenschutzes ver-

einbar. Die betroffenen Artenschutzbe-

lange werden durch die Planinhalte 

angemessen berücksichtigt. 

 

 

Klimabezogene Belange 

Die Darstellungen zu den thematischen 

Klimaanalysekarten des gesamtstädti-

schen Klimaanpassungskonzepts (Stand 

2019) werden zur Kenntnis genommen. 

Die hieraus seitens der LNU gezogenen 

Rückschlüsse hinsichtlich der klimabezo-

genen Auswirkungen der Planung wer-

den jedoch so nicht geteilt (s. nachfol-

gend). Ergänzend wird hierzu auch auf 

die weitergehenden Ausführungen im 

Umweltbericht verwiesen. 

Die Stadtklimaanalyse des Klimaanpas-

sungskonzepts wurde zwischenzeitlich 

aktualisiert (2021/2022). Demnach stel-

len sich nach den Erläuterungen des zu-

ständigen Fachamts die prognostizierten 

langfristigen allgemeinen klimatischen 

Entwicklungen (Prognosefall 2050) für 

den Planbereich in Teilen günstiger dar, 

als noch 2019 angenommen. Unter Be-

rücksichtigung von Klimaanpassungs-

maßnahmen ist eine Baulandentwicklung 

im Planbereich auf jeden Fall stadtklima-

verträglich möglich. 

Unstrittig geht infolge der mit der Wohn-

gebietsentwicklung ermöglichten Bebau-

ung und Versieglung eine als Freilandkli-

ma charakterisierte Fläche verloren, der 

aufgrund ihrer Lage und Nutzung aktuell 

eine gewisse klimatische Ausgleichs-

funktion durch Frisch-/Kaltluftproduktion 

zukommt. Diesbezüglich ist jedoch auch 

darauf hinzuweisen, dass nach den In-

formationen des zuständigen Fachamts 

der Planbereich aufgrund der überwie-

genden landwirtschaftlichen Nutzung als 

„Ausgleichsraum geringer Bedeutung“ 

eingestuft wird. Zudem können die mit 
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Durch die komplette Umsetzung des 

Planentwurfs würden die Kaltluftproduk-

tionsstätten mit entsprechendem nächt-

lichen Luftaustausch eingeschränkt mit 

der Folge, dass weite Teile Heepens 

ähnliches Klima wie in der Innenstadt 

erhielten. 

 

 
 

Unter Bezugnahme auf der Stellungnah-

me beigefügte Kartenausschnitte aus 

den Klimaanalysekarten wird dargelegt, 

dass die Pfeile wichtige Kultluftleitbah-

nen darstellen, die Kreuze Kaltluftpro-

duktionsstätten. Die Ockerfarbe bedeu-

tet, dass das Klima bis 4° höher als die 

Freilandtemperatur ist, die rote, dass es 

über 5° höher ist. Es ist leicht zu prog-

nostizieren, dass das Klima in Heepen 

der Planung verbundenen klimatischen 

Auswirkungen im Sinne des Klimaanpas-

sungskonzepts gemindert werden. 

Ziel der Planung ist die Entwicklung 

eines moderat verdichteten Wohngebiets 

mit Angeboten für unterschiedliche Ziel-

gruppen unmittelbar im Anschluss an be-

reits vorhandene Wohnsiedlungsstruktu-

ren. Versiegelungs- und Verdichtungs-

möglichkeiten werden durch die Vorga-

ben zu den überbaubaren Flächen in 

Verbindung mit beschränkenden Nut-

zungsmaßen insgesamt sinnvoll be-

grenzt. Als Maßnahmen, die insbesonde-

re auch im Rahmen der Klimaanpassung 

positive Wirkungen entfalten, werden ne-

ben dem im Osten des Gebiets geplan-

ten Grünzug auf Grundlage des § 9 (1) 

Nr. 25 BauGB sowohl für die Bereiche 

von Erschließungsflächen als auch auf 

den privaten Baugrundstücken verschie-

dene Regelungen zum Erhalt vorhande-

ner Gehölze sowie zur Schaffung neuer 

Grünstrukturen (Baum- und Hecken-

pflanzungen, Dachbegrünung, Vorgär-

ten) im Bebauungsplan vorgegeben. Die-

se können hinsichtlich möglicher Über-

wärmungseffekte Minderungen bewirken 

und sich günstig mit Blick auf bodennahe 

Kühlungseffekte und somit auf das Mik-

roklima innerhalb des künftigen Wohnge-

biets auswirken. Auf dieser Grundlage 

kann eine stadtklimaverträgliche Wohn-

gebietsentwicklung insgesamt erreicht 

werden. 

Die in der Stellungnahme als kaum wirk-

sam dargestellte Maßnahme der Dach-

begrünung ist zu relativen. Hierzu wird 

u. a. auf die Aussage des zuständigen 

Fachamts im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung Bezug genommen: Eine küh-

lende Wirkung der Dachbegrünungen 

auch im bodennahen Niveau des ge-

samten Plangebiets wird erzielt, je mehr 

Gebäude begrünt sind (Transport der 

kühlen Luft durch die übergeordnete 

Luftströmung aus dem Dachniveau in die 

Bodenschicht). Dachbegrünung werden 

für alle dichter geplanten WA-Teilflächen 

mit Flachdachgebäuden verbindlich vor-

gegeben (WA1–WA6), darüber hinaus 

gilt eine entsprechende Vorgabe auch 

für Garagen-/Carportdächer im gesam-

ten Plangebiet. Im Zusammenspiel mit 

den weiteren bereits dargelegten Maß-

nahmen zur Be- und -durchgrünung des 
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sich deutlich verschlechtert, wenn die 

Kaltluftschneisen und Produktionsstätten 

derart eingeengt werden. Besorgniserre-

gend ist ein Blick auf die Klimaprognose-

karte 2050, die nachmittägliche Tempe-

raturen von über 43° (rot) prognostiziert 

und zwar flächendeckend in den hoch-

versiegelten Industrie- und Gewerbeflä-

chen Oldentrups.  

 

 
 

Ein nachmittäglicher Gang zu seinem 

Kfz auf den Gewerbeflächen von Ol-

dentrup wird zum unerträglichen Sauna-

gang, wie wir es zur Zeit vielleicht von 

Andalusien kennen. Einzig der kleine 

Wald westlich des Plangebiets übt noch 

kühlende Funktion aus mit Temperaturen 

bis 26°.  

Die klimatische Situation Heepens durch 

die vollständige Umsetzung des Ent-

wurfs noch künstlich zu verschlechtern, 

ist daher keine klimapolitisch zielfüh-

rende Idee.  

In einem Abwägungsprozess, Bedarf an 

zusätzlichem Wohnraum gegen die Not-

wendigkeiten des aktiven und passiven 

Klimaschutzes, muss das Ergebnis da-

her sein, dass der Entwurf deutlich ab-

gespeckt werden muss. Es muss flä-

chensparender und platzsparender in 

insgesamt kleineren Wohneinheiten ge-

baut werden. Die Versiegelung, eine der 

Hauptursachen für Klimawandel und 

Artenschwund kann so nicht weiterge-

hen.  

Keinesfalls ist ausreichend, Gründächer 

im Plangebiet vorzuschreiben, diese 

dürften einen kaum messbaren klimati-

schen Effekt haben, einzig die Vergröße-

rung der Waldstücke bei gleichzeitigem 

Offenhalten der Kaltluftschneisen hätten 

einen dämpfenden Effekt. 

 

 

4b) Schutzgut Klima: verkehrliche 

Erschließung 

Plangebiets können insofern durchaus 

positive Effekte für das Plangebiet selbst 

erreicht und erhebliche negative Auswir-

kungen für die anschließenden Wohnge-

biete vermieden werden. 

 

 

Verkehrliche Belange 

Die grundlegende Einschätzung bzgl. 

der Notwendigkeit einer attraktiven 

ÖPNV-Anbindung wird geteilt. Im Rah-

men der Bauleitplanung können diesbe-

züglich aber nur entsprechende Flächen-

bedarfe berücksichtigt werden. Die tat-

sächliche Umsetzung, Taktung von Li-

nien etc. ist nicht Gegenstand der Bau-

leitplanung. Hierzu wird ergänzend auf 

die Stellungnahme von moBiel verwie-

sen (s. lfd. Nr. 10). 

Grundsätzlich ist es vorgesehen, das 

Plangebiet durch Verlängerung einer 

Buslinie in das ÖPNV-Netz einzubinden. 

Die hierfür erforderlichen Flächenbedarfe 

für eine Buswendeschleife und ein zu-

sätzliches Haltestellenpaar am Bentru-

perheider Weg zwischen den Einmün-

dungen von Lübrasser Weg und der 

Straße Rote Erde werden im Bebau-

ungsplan berücksichtigt.  

Darüber hinausgehende Fragen der 

(weiteren) Verbesserung der ÖPNV-

Anbindung betreffen die Bauleitplanung 

nicht. 

 

Die Schlussfolgerungen seitens der LNU 

hinsichtlich der festgesetzten Verkehrs-

flächen sind nicht nachvollziehbar. Ins-

besondere wird die in der Stellungnahme 

dargelegte Gleichsetzung von festge-

setzten Verkehrsflächen mit einer voll-

ständigen Flächenversiegelung so nicht 

gesehen. Auch die Rückschlüsse mit Be-

zug auf Anforderungen der RASt 06 sind 

unzutreffend – so beziehen sich bspw. 

die Angaben von 4,50 m bis 5,50 m in 

Tabelle 7 nur auf die Fahrbahnbreiten 

von Erschließungsstraßen; auch eine 

Verbindung zu Wohnstraßen wird dabei 

nicht hergestellt. Die in der RASt vorge-

gebene Dimensionierung von Wende-

anlagen (die den Festsetzungen zugrun-

de gelegt wurden) wird dagegen ausge-

klammert.  

Erforderliche Breiten der Erschließungs-

straßen und Wendeanlagen ergeben 

sich aus verkehrsbezogenen (und auch 
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ÖPNV:  

Die Klimaziele im Bereich Verkehr, de-

nen sich die Stadt durch Ausrufung des 

Klimanotstands und in der Nachhaltig-

keitsstrategie, die in Ziffer 1.2.2.1 für das 

Jahr 2030 einen 75%igen Anteil für den 

Umweltverbund vorsieht, verschrieben 

hat, können mit dem bisherigen Angebot 

sicherlich nicht erreicht werden.  

Die nächste Haltestelle ist der Halte-

punkt Bentruperheider Weg, von wo aus 

tagsüber stündlich in 21 Minuten ein Bus 

zum Jahnplatz fährt, wobei allerdings 

noch ein 10-minütiger Laufweg einzukal-

kulieren wäre, allerdings nur bis 19:55 

Uhr, danach gibt es nur das Anrufsam-

meltaxi. Eine Verkehrswende kann auf 

diese Weise nicht erreicht werden, denn 

der ÖPNV ist derartig unattraktiv, dass 

selbst Wohlmeinende hinsichtlich ihrer 

Mobilitätsbedürfnisse auf das Kfz zu-

rückgreifen werden. Abhilfe könnte aller-

dings die Verlängerung der städtischen 

Buslinien über den Hassbrock hinaus 

schaffen, wie im Planentwurf vorgeschla-

gen mit Wendeschleife am Bentruperhei-

der Weg. Der Busverkehr muss jedoch 

dann auch deutlich verdichtet werden. 

 

MIV:  

Eine innere Erschließung mit 6 m breiten 

Planstraßen wird nicht zuletzt wegen des 

Flächenverbrauchs abgelehnt. Nach der 

Richtline zur Anlage von Stadtstraßen 

RASt 2006 der Forschungsgesellschaft 

für das Straßen- und Verkehrswesen, 

wäre für Wohnstraßen mit nicht mehr als 

3.000 zu erwartenden Fahrzeugbewe-

gungen nach Tabelle 7 auch 4,50–

5,50 m Straßenbreite ohne Weiteres 

möglich und hier sogar geboten.  

Sinnvollerweise wären entlang der 

schmaleren Erschließungsstraße auch 

zwei, drei oder vier zentrale Müllgefäß-

sammelpunkte vorzusehen. Jedem nicht 

schwerbehinderten Anwohnenden wäre 

es zuzumuten, den Müll einmal 50 oder 

100 m von der Hauskante wegzuschie-

ben.  

Parkplätze könnten vermehrt zentral in 

einer Parkpalette mit PV-Anlage zusam-

mengefasst werden, auf der für die zu 

erwartende Elektromobilität CO2-freie 

Stromversorgung auch für das Quartier 

ermöglicht würde (Vorbild B-Plan Brake 

West).  

entwässerungstechnischen) Anforderun-

gen, Regelwerken etc. und sind vorlie-

gend durch ein eingebundenes Fachin-

genieurbüro im Vorfeld der Entwurfspla-

nungen mit dem städtischen Fachamt 

abgestimmt und den Festsetzungen ins-

gesamt zugrunde gelegt worden. Hin-

sichtlich der konzeptionellen Bausteine 

und der darüber hinaus zu berücksichti-

genden verkehrlichen Belange wird da-

her auf die Erläuterungen zum Erschlie-

ßungskonzept sowie auf die Bebauungs-

planbegründung verwiesen (s. Kapitel 

5.3). 

Eine Reduzierung der vorgehaltenen 

Verkehrsflächen wird vorliegend auch 

nicht für zielführend gehalten, da je nach 

vorgesehener Erschließungsfunktion die 

Belange aller Verkehrsteilnehmer abzu-

decken sind. So bedarf es nicht nur ent-

sprechender Verkehrsräume für Kfz, 

sondern insbesondere auch für Fußgän-

ger, Radfahrer und den ÖPNV, notwen-

dige Wendemöglichkeiten für Feuerwehr/ 

Rettungsdienste und Müllabfuhr sowie 

hinreichende Flächen für Kanalisation 

und sonstige Versorgungsleitungen inkl. 

Schutzabständen. Darüber hinaus sind 

auch die vorgegebenen straßenbeglei-

tenden Baumpflanzungen, die ein Auf-

heizen der Straßenräume mindern sol-

len, innerhalb der festgesetzten öffentli-

chen Verkehrsflächen unterzubringen.  

 

Die Hinweise bzgl. der Fuß- und Radwe-

geinfrastruktur im Stadtbezirk werden zur 

Kenntnis genommen. Auch wenn ent-

sprechende Verbesserungen der Wege-

infrastruktur durchaus wünschenswert 

und geboten sind, kann die vorliegende 

Wohngebietsentwicklung mit Blick auf 

den erheblichen Wohnraumbedarf nicht 

hiervon abhängig gemacht werden. Die 

vorliegende Bauleitplanung kann dazu 

beitragen entsprechend Wegebeziehun-

gen innerhalb des Gebiets zu berück-

sichtigen, darüber hinaus besteht jedoch 

kein Einfluss der Bauleitplanung auf die 

Qualität von außerhalb des Gebiets lie-

genden Fuß-/Radwegen. 

 

Die grundlegende Möglichkeit, den ru-

henden Verkehr in einer Parkpalette 

o. Ä. im Gebiet unterzubringen, ist ge-

prüft worden. Für das vorliegende Plan-

gebiet werden die entsprechenden Vor-
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Die Flächenversiegelung ist in vielerlei 

Hinsicht eine der Hauptursachen für die 

Klimaverschlechterung. Einerseits ver-

nichtet jeder versiegelte Quadratmeter in 

geringerem oder höherem Maße CO2-

Senken, anderseits stört er durch zu 

schnellen Abfluss die Nachbildung von 

Grundwasser. Nicht zuletzt werden 

durch neue versiegelte Straßen Mehrver-

kehre produziert, die durch ihre Motori-

sierung für mehr CO2 Ausstoß sorgen. 

Die äußere Erschließung mit dem MIV 

ist, wie im Entwurf beschrieben, möglich. 

Eine Verbreiterung des Bentruperheider 

Wegs zur Sammelstraße wird allerdings 

abgelehnt, da hinsichtlich der Nachhal-

tigkeitsstrategie kontraproduktiv. Viel-

mehr muss dafür gesorgt werden, dass 

der Verzicht auf den Pkw so attraktiv 

wird, dass der MIV nicht noch mehr an-

wächst. 

 

Rad- und Fußverkehr:  

Zwar ist im Radverkehrskonzept der 

Stadt die Route von Heepen in die In-

nenstadt als wichtige Entwicklungsroute 

vorgesehen, zur Zeit sind die Strecken 

entweder sicherheitstechnisch schwierig 

oder wegen des ungepflegten Belags 

unattraktiv. Bevor diese gut 5 km lange 

Verbindung in die Innenstadt nicht deut-

lich verbessert wird, ist eigentlich nicht 

zu empfehlen, 220 Wohneinheiten dort 

zu implementieren.  

Eine Verbesserung des Fußwegesys-

tems wäre sinnvoll, zur Zeit gibt es keine 

systematischen Fußwege in das Zent-

rum von Heepen oder gar in die Innen-

stadt. 

 

 

4c) Schutzgut Klima: klimatische Auswir-

kungen des Nutzungsplans 

Die Stadt macht sich nicht klar, dass sie 

hinsichtlich ihrer Klimaziele lediglich als 

Anbieter von „heiß begehrter Ware“ wie 

Wohnraum am längeren Hebel sitzt und 

ein Stück weit auch Bedingungen diktie-

ren kann.  

Anwohnenden etwas von ihren liebge-

wonnenen Gewohnheiten im Sinne einer 

Klimaanpassung und Mobilitätswende 

wegzunehmen, ist sehr, sehr schwierig, 

wenn nicht unmöglich. Lediglich dann, 

wenn die Stadt die Bedingungen diktie-

ren kann, kann ein Umsteuern zu ökolo-

aussetzungen mit Blick auf die sied-

lungsstrukturelle Lage, die mit der Pla-

nung verfolgten Ziele sowie eine hin-

sichtlich des notwendigen Flächenbe-

darfs und der Erschließungsanforderun-

gen geeignete Fläche nicht gesehen. Zu-

dem hat die Prüfung ergeben, dass unter 

den im Gebiet gegebenen Voraussetzun-

gen eine Parkpalette nicht zu einer gerin-

geren Versieglung beitragen kann. Viel-

mehr würde diese dazu führen, dass auf 

die Umsetzung von mindestens einem 

Mehrfamilienhaus verzichtet werden 

muss und die Herstellungs- und Be-

triebskosten einer Parkpalette dann auf 

noch weniger Wohnungen/Einheiten um-

gelegt werden können. Dies steht den 

zentralen Planungszielen (Schaffung von 

dringend benötigtem Wohnraum allge-

mein sowie von bezahlbarem und geför-

dertem Wohnraum) entgegen. Im Ver-

gleich dazu stellt die vorliegend in den 

dichter bebauten Teilbereichen geplante 

Zuordnung kleinerer kompakter Stell-

platz-/Carportanlagen zu den jeweiligen 

Mehrfamilienhäusern/Hausgruppen eine 

effiziente Herstellungsform dar und steht 

der erwünschten Bereitstellung auch von 

gefördertem Wohnraum nicht entgegen. 

Zur Klarstellung wird darauf hingewie-

sen, dass in dem beispielhaft angeführ-

ten Neubaugebiet in Brake (zumindest 

bislang) keine Parkpalette vorgesehen 

ist – nach dem bisherigen Stand des 

Plankonzepts sollen dort in Verbindung 

mit einer Lärmschutzwand mit PV-Anla-

gen überdachte Stellplätze kombiniert 

werden. 

 

 

Plankonzept/städtebauliche Dichte 

Das wesentliche Planungsziel liegt in der 

Schaffung von unterschiedlichen Wohn-

raumangeboten. Hierbei soll trotz der 

Siedlungsrandlage abgestimmt auf das 

städtebauliche Umfeld ein möglichst 

breites Angebotsspektrum auch an be-

zahlbarem Wohnraum in verschiedenen 

Wohn-/Hausformen umgesetzt werden 

können. In diesem Kontext sind im Vor-

feld der Planung intensive Abstimmun-

gen und Beratungen mit der Politik über 

die städtebauliche Dichte und mögliche 

Bautypologien im Plangebiet erfolgt. Die 

mit einer Flächenverringerung und/oder 

höheren Geschossigkeit verbundene 
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gischerem Wohnen funktionieren.  

Es wäre fahrlässig, hier die Verpflichtun-

gen nach dem Klimaschutzgesetz NRW 

nicht aufzugreifen. Denn nach § 4 Klima-

schutzG NRW ist auch eine Kommunal-

verwaltung verpflichtet, Maßnahmen im 

Bereich des Verkehrs und der Gebäude-

wirtschaft zu ergreifen, damit die Klima-

ziele der Regierung eingehalten werden. 

Daher können hinsichtlich der Zuwegun-

gen, Größe der Grundstücke, Versiege-

lungsgrad, und Geschossigkeit Vorga-

ben gemacht werden, die ein wirklich 

platzsparendes Bauen mit viel Grün er-

möglichen.  

Die Lösung kann nicht der sich wieder-

holende Ruf nach aufgelockerter Bebau-

ung sein, denn diese verbraucht noch 

mehr vom nicht vermehrbaren Gut der 

Freifläche und führt tendenziell dazu, 

dass mehr Platz durch Versiegelung 

verschwendet wird. In diesem Zusam-

menhang ist die Tatsache interessant, 

dass die Besiedlungsdichte eines Quar-

tiers nicht zwingend mit der Wärmebe-

lastung korreliert. Dies zeigt auch ein 

Blick in das Klimagutachten von GEO 

NET Umweltconsulting (S. 77), trotz 

recht niedriger Bevölkerungsdichte, ist 

die Belastung ähnlich hoch wie in ande-

ren Quartieren. 

Zunächst ist hier das Quartier Südost mit 

seinen 13 Wohneinheiten in 5 Doppel- 

und 8 Einfamilienhäusern ins Auge zu 

nehmen. Aus naturschutzfachlichen, kli-

matechnischen und raumordnerischen 

Gründen ist diese Bebauung in Gänze 

abzulehnen. Stattdessen könnten die 

Einheiten untergebracht werden im 

Quartier West, in dem statt 13 Einfami-

lienhäusern 13 platzsparende Doppel-

häuser errichtet werden.  

Aber auch die geplanten sieben Einfami-

lienhäuser und 17 Doppelhäuser im 

Quartier Nordost südlich der Planstraße 

engen die wichtige Klimaschneise zu 

sehr ein. Daher sollte südlich des kleinen 

Gehölzstreifens im Norden der Hofstelle 

überhaupt nicht mehr gebaut werden 

und stattdessen der Gehölzstreifen öko-

logisch aufgewertet werden, z. B. mit 

einer Waldinsel zwischen den beiden 

Gehölzstreifen.  

Die dort fortfallenden Wohneinheiten 

könnten durch Erhöhung der Geschoss-

flächenzahlen wenigstens teilweise auf 

stärkere Verdichtung in einzelnen Teilflä-

chen/-quartieren ist in der gegebenen 

siedlungsstrukturellen Lage nicht dar-

stellbar. Für eine städtebaulich geordne-

te Entwicklung und ein Einfügen der hin-

zukommenden Bebauung hat die Pla-

nung Rücksicht auf die vorhandenen 

baulichen Strukturen, die infrastrukturel-

len Rahmenbedingungen sowie auch auf 

die Belange der Nachbarschaften zu 

nehmen. Vor diesem Hintergrund wer-

den die getroffenen Festsetzungen zur 

baulichen Dichte bzw. Ausnutzbarkeit 

der Grundstücke als Kompromiss für 

städtebaulich verträglich und insbeson-

dere unter Berücksichtigung der oben 

bereits dargelegten Rahmenbedingun-

gen und der weiteren Festsetzungen im 

Bebauungsplan auch unter klimatischen 

Aspekten als angemessen bewertet. 

 

 

Fazit 

Insgesamt wird zur Kenntnis genommen, 

dass das Planvorhaben trotz umfangrei-

cher Vorbehalte und Kritik nicht vollum-

fänglich abgelehnt wird. Die nochmals 

zusammenfassend unter Punkt 5 der 

Stellungnahme angeregten Änderungen 

in der Plan- und Erschließungskonzep-

tion sollen aus den dargelegten städte-

baulichen Gründen aber insgesamt nicht 

aufgegriffen werden. Die vorbereitete 

städtebauliche Dichte mit unterschiedli-

chen Bautypologien und Wohnrauman-

geboten sowie die darauf abgestimmte 

Erschließungskonzeption werden unter 

Berücksichtigung der Ergebnisse des 

fortgeführten Planverfahrens weiterhin 

als geeignet bewertet, um die mit der 

Planung verfolgten städtebaulichen Ziel-

setzungen erreichen zu können. Eine 

Artenschutzprüfung ist den Planunterla-

gen beigefügt. Darüber hinausgehende 

Fragen der (weiteren) Verbesserung der 

Rad- und ÖPNV-Anbindung betreffen die 

Bauleitplanung nicht. 

 



A - 41 
 

 
Stand: Entwurf; September 2024   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinwei-

se)  (in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung 

dem übrigen Gelände untergebracht 

werden. Allerdings sollte überlegt wer-

den, ob es sinnvoll ist, in diesem Plange-

biet so viele Wohneinheiten unterzubrin-

gen, in denen die städtebauliche Ge-

mengelage so schwierig ist. 

 

Entscheidend ist jedenfalls, an dieser 

Stelle nicht die künftigen Optionen auf 

Klimaschutz zu verbauen. Es könnte 

nämlich erforderlich werden, statt der 

landwirtschaftlichen Flächen an dieser 

Stelle künftig vermehrt Klimaschutzwäl-

der anzupflanzen. 

 

 

5) Fazit  

Dem Planvorhaben kann so nicht zuge-

stimmt werden. Erst durch die vorge-

schlagene Verkleinerung der bebauba-

ren Flächen mit entsprechendem ökolo-

gischem Ausgleich könnte eine Zustim-

mung erfolgen. Im Detail gilt Folgendes:  

1. Artenschutzprüfung auf Fledermäuse 

und Baumbrüter mit Erhaltungskon-

zeptionen.  

2.  Das Biotop BK 3917 – 033 (westli-

ches Feldgehölz) ist ökologisch auf-

zuwerten.  

3. Die Busfahrpläne sollten ausgeweitet 

werden, der Takt über den Hasse-

brock hinaus verdichtet werden.  

4. Die Planfläche sollte möglichst auto-

frei gehalten werden.  

5. Das Radwegenetz muss verbessert 

werden.  

6. Kfz - Unterbringung in PV – Anlagen 

überdachten doppelstöckigen Park-

paletten im nördlichen Bereich.  

7. Statt der Vielzahl von Einfamilienhäu-

sern mehr platzsparende Doppelhäu-

ser.  

8.  Die Geschossigkeit sollte wenigstens 

ein halbes Stockwerk erhöht werden.  

9.  Die Planstraßen sollten von 6 m Brei-

te auf 4,70 reduziert werden.  

10. Das Quartier Südost sollte nicht be-

baut werden und stattdessen als kli-

matechnische Reservefläche mit Er-

haltung der Kaltluftleitbahnen und 

potentielle Aufforstung vorgehalten 

werden.  

11. Das Quartier Nordost sollte nur teil-

bebaut, nördlich des oberen Gehölz-

streifens bebaut werden. 
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Die Stellungnahme ist mit dem BUND – 

Kreisverband Bielefeld e.V. abgestimmt. 

 
 
Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden keine Bedenken oder 
Hinweise vorgetragen: 
 

14 - Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion K/KK 34 KP/O (ohne Stellungnahme) 

15 - Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion Verkehr/Führungsstelle (ohne Stellungnahme) 

16 - Landesbetrieb Wald und Holz NRW, Schreiben vom 24.02.2023 

17 - Vodafone NRW GmbH (ohne Stellungnahme) 

18 - BVO Busverkehr Ostwestfalen GmbH (ohne Stellungnahme) 

19 - Westnetz GmbH, Regionalzentrum Münster, Schreiben vom 27.02.2023 

20 - PLEdoc GmbH, Schreiben vom 10.02.2023 und 14.02.2023 

21 - Gasunie Deutschland Services GmbH (ohne Stellungnahme) 

22 - Avacon AG, Schreiben vom 21.02.2023 

23 - TenneT TSO GmbH, Schreiben vom 03.03.2023 

24 - Amprion GmbH, Schreiben vom 23.02.2023 

25 - IHK Ostwestfalen zu Bielefeld, Schreiben vom 16.03.2023 

26 - Handwerkskammer (ohne Stellungnahme) 

27 - LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen (ohne Stellungnahme) 
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3. Ergebnis der Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
 zu den Vorentwürfen der 263. FNP-Änderung und des Bebauungsplans Nr. III/O 17 
 

Nach Auswertung der Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung wurde der Entwurf des Bebauungsplans 
erarbeitet. Die im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit 
städtebaulich vertretbar, in der vorliegenden Planung wie vorliegend unter den Punkten 1./2. 
dargelegt berücksichtigt.  
 
Darüber hinaus wurden die Anregungen und Hinweise der städtischen Fachämter unter 
städtebaulichen Gesichtspunkten ausgewertet und im Zuge der Ausarbeitung des städte-
baulichen Konzepts weiter abgestimmt.  
 
Der als Bebauungsplanvorentwurf im Sinne eines Grobkonzepts vorgelegte Rahmenplan ist 
zum Entwurf umfassend vertieft und zu einem städtebaulichen Konzept weiterentwickelt 
worden. Auf dieser Grundlage wurden Planzeichnung und textliche Festsetzungen des 
Bebauungsplans erstmals ausgearbeitet sowie der Begründung und dem Umweltbericht 
zugrunde gelegt. 
 
Die Begründung zur 263. FNP-Änderung ist vor dem Hintergrund des zwischenzeitlich wirk-
sam gewordenen Regionalplans OWL sowie der Ergebnisse des frühzeitigen Verfahrens-
schritts inhaltlich fortgeschrieben worden. 


